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Unmittelbar beim Einmarsch der Roten Armee, am 23. April  1945, wurden im
nahen  und  erweiterten  Umfeld  des  Rodeliusplatzes  Grundstücke  und  Häuser
beschlagnahmt.  Ziel  war  es,  eine  dem  deutschen  Bezirksamt  übergeordnete
sowjetischen Bezirkskommandantur für Lichtenberg einzurichten.

Bislang  ist  relativ  wenig  über  die  räumliche  Verteilung  von  sowjetischen
Dienststellen  im  Gebiet  um  den  Rodeliusplatz,  sowie  über  die  tatsächliche
Funktion dieser Dienststellen bekannt. Der Rechercheansatz war deshalb, einen
Überblick  über  die  lokal-geografische  Verteilung  dieser  Dienststellen  zu
bekommen und einen Überblick des Zeitraums dieser Beschlagnahmungen. In
der  zur  Recherche  verfügbaren  Zeit  war  es  möglich,  einige  dieser  Fragen
abzuklären.  Die  Methode  war  hierbei,  über  Entschädigungsforderungen,
Handwerkerrechnungen,  Behördenforderungen,  Zeitungsmeldungen  oder
Polizeianzeigen, sowie Protokollen von Bezirksamtsdienstellen einen Überblick zu
bekommen. In der zur Verfügung stehenden Zeit war es jedoch nicht möglich, die
Funktionen einiger  sowjetischer  Dienststellen  im Gebiet  abzuklären.  Ähnliches
trifft auf die wenigen deutschen Dienststellen zu, die im Gebiet lagen. Vieles ist
entweder  nicht  überliefert  oder  nur  sehr  lückenhaft  erhalten  geblieben,
zumindest,  wenn  es  die  unmittelbare  Nachkriegszeit  betrifft.  Ungeklärt  ist,
welche  sowjetische  Einheiten  im  Gebiet  stationiert  waren.  Es  gibt  vereinzelt
Angaben zu Namen und Dienstgrad von Offizieren oder gar Feldpostnummern der
Einheiten, eine genaue Identifizierung war bisher nicht möglich. Unbedingt nötig
wäre hier der Einblick in russische und auch polnische Dokumente. Orte wie das
Gefängnis in der Magdalenenstraße oder das Haftarbeitslager Frankfurter Allee
fehlen, hierüber wurde bereits ausführlich veröffentlicht.
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Kurze  Zusammenfassung  der SMAD-Dienststellen  und
Wohnungen im nahen und erweiterten Umfeld Rodeliusplatz.

Dieser Zusammenfassung folgt die ausführlichere Darstellung. 

Zur SMAD-Bezirkskommandantur: 

Sie war direkt am Rodeliusplatz gelegen. Das Gemeindegebäude Schottstraße 6,
wurde als Kaserne genutzt und im Keller waren Hafträume eingerichtet, auf dem
Hof stand ein Desinfektionsgebäude. 

Das Wohnhaus Schottstraße 4, diente als Bürogebäude.  Ab 1950 war hier die
Polizeiinspektion Lichtenberg und das Finanzamt Lichtenberg beheimatet.

Das Haus Schottstraße 3, beherbergte ein „Quartier- und Beschaffungsamt“, des
SMAD, wobei in der Nummer 3 Wohnungen für Offiziere eingerichtet waren, die
später von VP-Angehörigen, wahrscheinlich aber von MFS-Mitarbeitern bewohnt
wurden.

Die Schottstraße 2, war aufgrund zahlreicher Anschreiben, die das Bezirksamt an
die  Kommandantur  richtete,  die  Hauptverwaltung  der  „Bezirkskommandantur
Lichtenberg“.

SMAD-Wohnungen:

Die Nummern 11,  13, 23, der Schottstraße waren für Wohnzwecke genutzt. Als
Wohnungen  kamen  in  der  Fanningerstraße  die  Nummern  5,  7  und  9 in  die
Benutzung, weiterhin Wohnungen in der Plonzstraße. Hier die Nummern die 2,
2a, 4, 5, 6, 9, 20, 33, diese Wohnungen lagen ursprünglich im Besitz der GEHAG.
Während  der  NS-Zeit  wurden  sie  dieser  enteignet  und  gingen  um  1950  in
„Volkseigentum“ über. So wurde in der Siegfriedstraße Nr. 4, eine Wohnung am 7.
August 1945 besetzt. Eine Clara Pickert war als Besitzerin und ein Herr Graß als
Verwalter eingetragen. 1954 wurde das Haus zum Volkseigentum erklärt. 1

Am 8. September 1950, trafen sich vor dem Hause Magdalenenstraße 13, der
Lichtenberger  Bürgermeister  Schalkowski,  mit  den  Herren  Dolzmann,  Felsch,
Koop  vom  Bezirksamt.2 Gegenstand  dieser  Besprechung  war:  „Die  in  der
Magdalenenstraße  13  liegende  Einheit  möchte  künftig  das  gegenüberliegende
Grundstück für ihre Zwecke nutzen, wird aber von deutschen Familien bewohnt.
Als Ersatz würde die Einheit das Grundstück Schottstraße, dass gegenwärtig von
Soldaten der  Einheit  belegt  ist,  zur  Verfügung  stellen.  Es  ist  dem Leiter  der
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Einheit  mitgeteilt  worden,  dass  der  Wunsch  zwar  verständlich,  aber  politisch
nicht  vertretbar  erscheine.  Vom Bezirksamt  aus  könne  eine  Entscheidung  in
dieser  Angelegenheit  nicht  getroffen  werden.  Es  werde  der  Einheit
anheimgestellt,  ihre  Wünsche  über  die  Kontrollkommission  an  den
Oberbürgermeister heranzutragen. Der Vertreter der Einheit erklärte, dass die
Meinung  des  Bezirksamtes,  daß  aus  politischen  Gründen  der  Umtausch  der
beiden Grundstücke nicht tragbar sei, auch ihm berechtigt erscheine und dass
vorläufig von Schritten der Einheit Abstand genommen werde.“

Etwas  kleinlaut  bat  der  Leiter  dieser  Einheit:  „Auf  dem  Grundstück  der
Schottstraße  möchten  bitte  Müllkästen  aufgestellt  werden.  Und  die
Straßenlaterne an der Ecke Alfred/Schottstraße in Betrieb gesetzt werden.“ Die
war nach Überprüfung in Betrieb.

„SMAD-Casino“,  Frankfurter Allee 230/ Ecke Magdalenenstraße –
ehem. Polizeirevier 251 

An der Ecke Magdalenenstraße/Frankfurter Allee, war für den Bereich um den
Rodeliusplatz  zuständige Polizeirevier 251 eingerichtet.  Nach 1945 wurde eine
Kriminalstelle dem 251. Revier zugerechnet. Das Haus wurde unter der Adresse
Frankfurter Allee 230 Ecke Magdalenenstraße und später dann als „Stalinallee
477“, geführt und am 15. Mai 1945 beschlagnahmt. Eine Gaststätte im Hause
diente  vom  Mai  1945  bis  zum  31.  August  1947  den  Offizieren  der
Bezirkskommandantur  als  Casino.  1949  wurde  die  Gaststätte  zum HO-Laden
umgebaut. Das Eckhaus blieb bis 1982 in ziviler Nutzung, um dann in den MFS-
Block integriert zu werden.

Siegfriedstraße 46 – 48, SMAD-Versandhalle 

Das Gelände der „Wellpappenfabrik Fedor Schoen“, in der Siegfriedstraße 46 –
48, wurde am 25. April 1945, durch einen Angriff schwer beschädigt. Allerdings
blieben einige Produktionsanlagen, wie eine „Versandhalle, von einer Größe 1.500
m², die, über eine „Verladerampe am Anschlussgleis“, verfügte, auch Büros mit
ihren  Einrichtungen blieben erhalten.  Das Freigelände der  „Wellpappenfabrik“,
war 4.000 m² groß. Das Betriebsgelände wurde am 1. Mai 1945 von der Roten
Armee besetzt und bis September 1946 für „Verladungen“, genutzt. 

Siegfriedstraße  11/14,  Rüdigerstraße  44/45  SMAD-Versorgung
Schweinemastanlage

Zur  Versorgung  der  Bezirkskommandantur  Schottstraße,  wurden  mehrere
Immobilien im weiteren Umkreis vom Rodeliusplatz beschlagnahmt. So die 1929



eingerichteten „Siegfriedgaragen“. Den Besitzerinnen gehörten neben diesen 32
Großgaragen,  auch  ein  „Kohlen-Platz“  mit  5  Garagen,  in  der  Rüdigerstraße
44/45.  Die  „Siegfriedgaragen“,  wurden  am  23.  April  1945  besetzt  und  der
„Kohlen-Platz“  im  März  1946.  Beide  Adressen  wurden  von  einer
Versorgungseinheit  genutzt  und  entsprechend  umgebaut.  Eine  Garage  der
„Siegfriedgaragen“, wurde zu einer kleinen Schweinemastanlage umfunktioniert,
was dazu führte, dass die Entwässerungsleitungen immer wieder verstopften und
es 1947 zum massiven Rohrbruch kam. 

SMAD-Versorgung  Verkaufsausgabefläche  Siegfriedstraße
211/213

Diese Immobilien wurden Anfang Mai 1945 von der SMAD beschlagnahmt. Bei
der  Nr.  211,  handelte  es  sich  um eine  Wohneinheit,  bei  der  212  um einen
Fabrikbau, hier Lagerräume im Erdgeschoß und Lagerschuppen auf dem Hof. Das
Wohnhaus  hatte  8  Mieter,  der  Fabrikbau  5  Gewerbemieter,  darunter  eine
Fernküche.  Im  Februar  1946  und  Juni  1946  verlangte  die  Kommandantur
Arbeiten zum Erhalt der Räume, „sie weigerte sich, die Arbeiten zu bezahlen“,
beschwerte  sich  daraufhin  das  Bezirksamt  Lichtenberg  beim  Amt  für
Besatzungskosten des Magistrats. Nach Aussage vom Dr. Grass, dem Besitzer,
waren  alle  Gebäude  von  den  Kampfhandlungen  Ende  April  1945  weitgehend
unberührt  geblieben  und  „erst  über  die  Besetzungen  sind  umfangreiche
Instandsetzungen nötig geworden“, laut Protokoll vom 30. Dezember 1946.3

Am 12. August 1948, beschwerte sich Dr. Grass beim Bezirksamt Lichtenberg,
über  eine  „Entwesung“,  der  Nr.  211:  „bis  zum  Mai  1945  war  das  Gelände
ungezieferfrei!“ Im Dezember 1948, sagte ein Herr Werner Polauke ein Vertreter
des „Hauses der Sowjetkultur“, in der Nr. 211, hätten Angestellte des „Hauses für
Sowjetkultur“, gewohnt.

Beide Grundstücke am 17. Dezember 1948 geräumt und eine Begehung am 18.
Dezember  durchgeführt.  Die  Nr.  211  wurde  im  Parterre  zu  einem  Laden
umgebaut,  damit  verbunden  war  eine  Teilung  des  Treppenhauses.  Der
Haupteingang  des  Wohnhauses  wurde  bis  zur  Höhe  des  Parterre-Podestes
zugemauert.  Man  kam nur  über  den  Hofeingang  in  die  Wohnungen.  Für  die
Parterre-Wohnung rechts war ein Extra-Eingang eingerichtet.  Aus der  Nr.  212
wurden 8 große Kessel und 4 Bratkipper der Fernküche entfernt. 1950 gingen
beide Grundstücke in den Staatsbesitz.

3  LAB C Rep. 105 Nr. 7865



SMAD-Bahnhof Industriebahnhof Siegfriedstraße 

1945 besetzt. Am 24. September 1946, schrieben die Ehefrauen Wally Schliewe,
Wilhelmstraße  38  und  Emmi  Schulze,  Waldensserstraße  49,  an  den
Bürgermeister. Ihre Männer, Rangieraufseher Franz Schliewe seit 27 Jahren auf
dem Rangierbahnhof und Rangieraufseher Paul Schulze, auch seit 27 Jahren auf
dem Rangierbahnhof, wurden am 12. Juni 1946 gegen 7 Uhr 30 von einem Herrn
Peters aus der Gudrunstraße 2 zu einer bahnpolizeilichen Vernehmung aus der
Wohnung  geholt.  Nach  8  Tagen  erschien  Peters  mit  der  Aufforderung,  einen
Dienstmantel, Bett und Leibwäsche in das Gebäude Treptower Chaussee 49 in
Treptow abzugeben, eine russische Dienststelle war dort. Seither fehlte von den
Männern jede Nachricht. Von der Kommandantur in der Schottstraße 2 kam die
Antwort: „Solche Anfragen oder Unterlagen werden von der Kommandantur an
die  russische  Staatsanwaltschaft  weitergegeben.“4 1950  wurde  das  Gelände
freigegeben.  Bei  der  Begehung  wurde  festgestellt,  das  „alle  Gleise  auf  die
russischen Formate umgespurt, Schienen sowie eiserne Lagerschwellen teilweise
autogenisch geschnitten und geschweißt waren“.

SMAD  „Technisches  Büro  des  Ministeriums  der  schwarzen
Metallurgie“, Bornitzstraße 43a, 48 

Am 15. Juni 1945 wurde das Grundstück von der Roten Armee beschlagnahmt
und unmittelbar nach deren Abzug, am 1. November 1946, Garagenräume und
Lagerkeller vom „Technischen Büro des Ministeriums der schwarzen Metallurgie“,
beschlagnahmt. Auf dem Lagerplatz waren Tonnen und Fässer gelagert, zudem
parkten hier Lastwagen. Ein „Major Minaeff“, in der Bornitzstraße 43a, wäre der
Kommandierende dieses „Büros der schwarzen Metallurgie“ gewesen, teilte 1949
das Bezirksamt dem Besitzer Hermann Blümel mit. Blümel, wurde in der NS-Zeit
im  Stürmer  wegen  „Begünstigung  und  Geschäftstätigkeit  mit  Juden“5,
angeprangert, und verlor Industrieaufträge. 1942 sah er sich gezwungen, sein
Geschäft als „ruhend“ anzumelden. Blümel lebte nach dem Krieg in Neuwied am
Rhein, war nach eigenen Worten „finanziell völlig ruiniert und schwer krank.“6 Alle
seine Anträge wurden abgelehnt, das Lichtenberger Amt leugnete zunächst gar
die Existenz dieser Dienststelle,  räumte dann aber ein: Eine Frau Höhne, die
nach  für  den  Obersten  gekocht  habe,  könne  sich  nur  ungenau  an  Namen

4  Franz Schliewe war zur NS-Zeit bis 1945 "Abwehrbeauftragter" in seinem Betrieb.  Über verschiedene
Stationen, wie dem GPU-Keller Treptower Park, und anderen sowjetischen Hafteinrichtungen kam er ins
Lager Sachsenhausen,  wo er  m 13.10.1947 verstarb.  Paul Schulze,  durchlief  die gleichen Haftstationen,
überlebte aber das Lager Sachsenhausen. Informationen von Peter Erler.

5    LAB C Rep. 105 Nr. 19 399 „Der Stürmer“, Nr. 30/1938.
6    LAB C Rep. 105 Nr. 19 399 Schreiben Blümel an Bezirksamt Lichtenberg 2. Augsust 1948



erinnern. Lediglich ein Offizier Perell, wäre ihr geläufig, zudem wären sämtliche
Offiziere  und  Soldaten  „sofort  nach  Russland“  gegangen.  Blümel  wurde  nicht
entschädigt, die Besetzung endete wahrscheinlich 1949, ist aber nicht belegt.

Finanzamt,  SMAD-Informationsamt  Normannenstraße
22/Magdalenenstraße 23, erster Sitz MFS:

Anhand der zeitlichen Rekonstruktion ergibt sich, dass bis zum September 1945
mehrere  zivile  Dienststellen  des  Bezirksamtes  Lichtenberg  in  der
Normannenstraße  22,  ihren  Sitz  hatten.  Einige  dieser  Dienststellen  zogen  im
September  1945  aus,  um  der  Polizeiinspektion  Lichtenberg  mehr  Platz
einzuräumen.  Überliefert  ist  ein  Tagebucheintrag  der  Kripostelle
Normannenstraße 22, unter der Nr. 1546/45, vom 9. September 1945, zu einem
Mordfall in einer nahe gelegenen Kleingartenkolonie, wo ein Rotarmist eine Frau
erschoss.

Im November 1945 wurde eine Firma beauftragt, Bauarbeiten zum Ausbau dieser
Polizeiinspektion  Inspektion,  vorzunehmen,  die  im  Februar  1946  in  einer
Aufstellung  von  Polizeidienststellen  unter  der  Adresse  Magdalenenstraße  22
erwähnt wird. 

Am  6.  Mai  1946,  forderte  die  Bezirkskommandantur  das  Bezirksamt  auf,
Baracken,  die  auf  dem  Gelände  der  Normannenstraße  22/23  standen,
abzureißen, um dort Garagen aufzubauen. Im Sommer 1946 mussten alle zivilen
deutschen  Dienststellen  das  Gelände  räumen.  Auf  Veranlassung  der
Bezirkskommandantur  sollten  unter  hohem  Finanziellen  wie  Materialaufwand
zahlreiche Baumaßnahmen auf dem Gelände, die teilweise die Magdalenenstraße
23 betrafen, durchgeführt werden. Erst war von Garagenbauten die Rede, dann
von einem Bürogebäude. Im Lauf des Jahres 1947 präzisierte die Kommandantur
diese Bauaufgaben und im Frühjahr oder Sommer 1948, war der Baufortschritt
soweit gediehen, dass die „Informationsverwaltung des SMA Lichtenberg“, hier
ihre Arbeit aufnehmen konnte. Briefköpfe dieser Abteilung unter dieser Adresse
legen  dies  nahe.  Weitere  Bauaufträge  wurden  zur  Erweiterung  des  Geländes
erteilt, so zur Einrichtung von einem Handballplatz Magdalenenstraße 23. Da für
1949  keine  großen  Bauaufträge  überliefert  sind,  dürfte  die
„Informationsverwaltung des SMA Lichtenberg“, ihrer wie auch immer gearteten
Arbeit  nachgegangen  sein,  bis  das  MFS  die  Immobilie  im  Februar  1950
übernehmen konnte.

MFS-Wohnbauten an der Ruschestraße 32 – 34, ehem. deutsches
„Heimkehrerlager“ und polnisches „Rückkehrerlager“



Das deutsche „Heimkehrerlager“,  an der Ruschestraße 32 – 34,  wurde gleich
nach dem Krieg auf dem Gelände des Zwangsarbeiterlagers der Firma Streubing
&  Co.  eingerichtet.  Überliefert  ist  der  Tod  einer  Insassin  dieses
Zwangsarbeiterlagers. Nach dem Krieg wurde diese Barackensiedlung nur wenig
verändert.  Der  drei  Meter  hohe,  das  Lager  umspannende  Zaun,  blieb  bis
mindestens 1948 bestehen. Nach Aussagen in Bezirksamtsprotokollen, war das
meistens  Lager  überbelegt.  Öffentliche  Kritik  wurde  laut,  weil  Insassen  ohne
Absprache mit dem Arbeitsamt zum Arbeitseinsatz in den Uranbergbau geschickt
oder  für  Bewachungsdienste  herangezogen  wurden.  Immer  wieder  war
angedacht,  das  Lager  zu  schließen,  wurde  aber  bis  1952  als  Wohnheim  für
Obdachlose benötigt. Dann sollte es als Kinderheim dienen. Vom August 1952 bis
1954, war es die Heimstätte der „Verwaltung und Kreisbetrieb HO Lebensmittel“.
1956 wurden hier Wohnbauten für MFS-Angehörige errichtet. Auf dem gleichen
Gelände war von 1947 bis 1950, ein „polnisches Rückkehrerlager“ eingerichtet.
Überliefert ist der Fall eines Kindes, das zwangsweise nach Polen zurückgeführt
werden sollte. Ursprünglich waren für das „polnische Rückkehrerlager“, Räume
einer  ehemaligen  Barackensiedlung  der  „Organisation  Todt“,  in  Kaulsdorf
vorgesehen. Im Frühjahr 1947, sollten diese aber für Schulungszwecke der SED
genutzt werden. 

Detaillierte Darstellung:

Schottstraße 2, 4 und Wagnerstraße 3 (heute Fanningerstraße)

Zeit der Inbeschlagnahme:

Die Schottstraße 4, Schottstraße 2 und der Wagnerstraße ( heute Fanningerstr.)
3,  wurde  am  20.  Mai  1945,  von  der  „Russischen  Hauptkommandantur  von
Lichtenberg“, in „Totalbeschlagnahme“,7 genommen, wie es in den Akten vom
Kriegsentschädigungsamt Lichtenberg heißt.

Die erwähnten Grundstücke einer Gesamtfläche von 2.247 m², Wohnungen und
gewerblichen Räume (Läden), waren im Besitz der Gemeinschaft Tesch-Wagner,
zwei Ehepaaren. Laut einer Aufstellung aller Mieter lebten in der Schottstraße 2
acht, in der Schottstraße 4 neun und in der Wagnerstraße 3 elf Mieteinheiten. 

An  diesen  drei  Häusern  wurden  vom 18.  März  1946  bis  Ende  1949  diverse
Umbauten  vorgenommen.  Hauptsächlich  waren  die  Firmen  Bruno  Kohlbacher,
Carl Vorbau und Alfred Levy beteiligt. Innerhalb einer „Abschrift“ vom 19. August
1947, die an den Leiter des Bauamtes von Lichtenberg gerichtet war, forderte

7  LAB C Rep. 105 Nr. 19 716 Antrag vom 20. Mai 1946 an das Amt für Besatzungskosten



Oberstleutnant  Kibkalo:  „Bessern  Sie  die  Wohnungen  aus,  führen  Sie  eine
Desinfektion der Offizierswohnungen in der Wagnerstraße 3, 5, 7 und 9 durch
und  reparieren  Sie  die  Bürgersteige  an  den  Hinteraufgängen  dieser
Gebäudeteile“.

Laut  Schreiben  von  der  Investitionsbank  vom  6.  Februar  1951,  wurden  die
Gebäude Anfang Juli  1950 geräumt und am 11. Juli  1950 von der Deutschen
Demokratischen  Republik  übernommen.  Nach  einer  Meldung  an  die  Deutsche
Investitionsbank Filiale Berlin Hypotheken Abteilung vom 21. Juli 1950 betreffs
der Mietenentschädigung, die sich für die Schottstraße 2 und 4, auf 198.320,-
Mark belief, wurde allerdings am 21. Juli 1950, mitgeteilt, „das Grundstück ist
noch nicht freigegeben“.8

Und des Weiteren: „Die bis 30. Juni 1950 gezahlten Mietentschädigungen sind
nach Abführung der öffentlichen Abgaben mit den auf dem laufenden Grundstück
lastenden  Baukosten  verrechnet  worden.  Der  Zahlungspflichtige  für  die
Grundstückeabgaben  nach  der  erfolgten  Freigabe  ist  uns  nicht  bekannt.
Ergänzend bemerken wir, dass der Magistrat beabsichtigt, diese Grundstücke zu
erwerben.  Es  ist  jedoch  zunächst  notwendig,  festzustellen,  mit  welchem
Kostenanteil  die  Grundstückseigentümerin an den baulichen Maßnahmen nach
der  Magistratsverordnung  vom  4.  Mai  1950  (Bereinigung  der  auf  requirierten

Grundstücken entstandenen Baukosten) belastet bleibt.“

Zustand der Immobilie:

Ein Protokoll zur Begehung der Schottstraße 4 vom 15. August 1950, liegt vor. Es
wurden  keine  Hafträume entdeckt,  weder  in  der  Schottstraße  2  noch  in  der
Nummer 4. Während der Begehung waren anwesend: Frau und Herr Walter von
der Eigentümergemeinschaft,  Frau Blumberg mit  Herrn Marckert  vom Bauamt
und  Herr  Zweigler  vom  Amt  für  Besatzungskosten.  Es  fehlten  sämtliche
Sanitärinstallationen.  Im  3.  Stockwerk  links  der  Nummer  4,  war  eine
Zwischenwand in nächste Zimmer durchbrochen und eine zweiflügelige Tür mit
Bekleidung  angebracht,  die  Eingangstür  zur  Mittelwohnung  im  gleichen
Stockwerk  war  zugemauert.  Der  Flur  durch  eine  Rabitzwand  abgesperrt.  Der
abgesperrte Bereich umfasste 3 ½ m² und nur über eine Tür zu erreichen. Auch
im zweiten Stockwerk war der Flur auf die gleiche Weise unterteilt. Ähnliches in
allen Stockwerken bis ins Erdgeschoß. Im Kellergeschoß waren alle Trennwände
herausgerissen  und  die  Fenster  zum  Hof  mit  Vergitterungen  versehen.  Die
Grenzmauer zum linken Nachbargrundstück war auf  eine Höhe von 3 Metern

8  LAB C Rep. 105 Nr. 19 716 



durchbrochen. 23 Trittstufen einer Etagentreppe im Erdgeschoß, waren über den
Transport  schwerer  Gegenstände  schwer  beschädigt  und  mussten  komplett
ersetzt werden. 

Laut  einem  „Betreff“,  der  am  29.  August  1950,  beim  Bauamt  Lichtenberg
einging, in dem der Umbau der Schottstraße 4, für die Zwecke der Inspektion der
Volkspolizei angesprochen wurde, sollte das Präsidium der VP die Verhandlungen
zur  Erstattung  der  Beträge,  die  während  der  Beschlagnahmezeit  angefallen
waren, aber auch um die Instandsetzung und den Umbau für die Polinspektion
als künftiger Mieter weiterführen. 

Zitat  im  zweiten  Absatz:  „Im  Eigentum  der  Grundstücksgemeinschaft  Tesch
befinden  sich  außer  dem  Grundstück  Schottstraße  4  noch  die  Grundstücke
Schottstraße  2  und  Wagnerstraße  3.  Alle  drei  Grundstücke  liegen
zusammenhängend.  Diese  drei  Grundstücke  sind  seit  1945  durch  die
Besatzungsmacht  genutzt  worden.  In  und  an  den  Grundstücken  mußten  auf
Veranlassung  der  Besatzungsmacht  wiederholt  Umbau-  und
Instandsetzungsarbeiten  vorgenommen  werden.  Die  Beträge  für  jedes
Grundstück  einzeln  können  im  Moment  nicht  mitgeteilt  werden.  Für  die  drei
Grundstücke beträgt der Gesamtbetrag für Aufwendungen, die auf Veranlassung
der Besatzungsmacht seinerzeit  getätigt worden sind 291.802,42,- Mark. Hier
sind bisher im Wege der Mietverrechnung erstattet worden 93.482,42,- Mark, so
dass  gegenwärtig  noch  ein  Restbetrag  von  198.320,-  Mark,  durch  die
Grundstücksgemeinschaft  an  das  Bezirksamt  erstattet  werden  müsste.  Es
erscheint  mir  deshalb  zweckmäßig,  mit  der  Grundstücksgemeinschaft  Tesch
Verhandlungen  zu  führen,  wegen  des  Ankaufs  des  Grundstücks  durch  die
Stadtgemeinde.“ 

Weitere Nutzung:

Anfang  September  1950  waren  die  Umbauarbeiten  der  ehemaligen
Kommandanturräume abgeschlossen. Dann zog das Finanzamt Lichtenberg in
die Nummer 4 ein.9 Am 12. Juli  1951, wurde in deren Kulturraum, über die
Erfolge  und  Mängel  bei  der  Vorbereitung  der  Weltfestspiele  der  Jugend  und
Studenten 1951, beraten.

Am 13. September 1950 nahm die Polizeiinspektion Lichtenberg in der
Schottstraße 4 ihre Arbeit auf. 10

9   Berliner Zeitung 10. September 1950
10  Berliner Zeitung 14. September 1950



Die Abteilung Aufbau vom Amt für Grundstückskontrolle meldete am 13. Juni
1951: „In der Schottstraße 4 ist die Polizeiinspektion untergebracht, während in
Schottstraße 2 und Wagnerstraße 3 angeblich die Familien der Polizeiangehörigen
wohnen.“ 11

Zur  Arbeit,  einzelnen  Personen  und  Tätigkeiten  der Polizeiinspektion
Lichtenberg Schottstraße 4:

1949 hatte  die  Polizeiinspektion Lichtenberg und mit  der  Abteilung Karlshorst
eine Iststärke von 802 Personen. Die Begleitung von Sprengstofftransporten für
ganz Ostberlin wurde bis in die 1950er Jahre ausschließlich vom Personal der VPI
Lichtenberg  durchgeführt.  1949  waren  467  Beamte  der  Polizeiinspektion
Lichtenberg Mitglieder der SED. Folgerichtig richteten sie am 2. Januar 1950,
einen Gruß an den Oberbürgermeister Ebert:12

„Mit großer Freude haben wir Angehörigen der Volkspolizeiinspektion Lichtenberg
die  Nachricht  aufgenommen,  dass  wir  ab  1.  Januar  1950  den  Ehrennamen
‚Berliner Volkspolizei‘, tragen dürfen. Wir versichern Ihnen, sehr geehrter Herr
Oberbürgermeister, dass wir uns dieser Ehre voll bewusst sind und uns vor allen
Dingen  klar  darüber  sind,  welch  große  Verpflichtung  wir  mit  diesem Namen
übernommen haben. Wir sind stolz darauf, Angehörige der Volkspolizei zu sein,
die als erste in der deutschen Geschichte tatsächlicher Freund und Helfer des
Volkes ist. Wir geloben Ihnen, dass wir im neuen Jahr und unter dem neuen
Namen  unsere  Anstrengungen  im  Kampf  um  die  Erhaltung  des  Friedens
vervielfachen werden. Wir werden noch mehr als bisher alles tun, um aktiv an
der  Schaffung  eines  einheitlichen,  unabhängigen,  friedliebenden  und
demokratischen Deutschland mitzukämpfen, getreu der Losung: Aus dem Volk,
mit dem Volk, für das Volk!“

 Günter Thies

Die  „neue Polizei“,  wurde für  manchen jungen hoffnungsvollen  Menschen zur
Falle. Günter Thies, war 21 Jahre alt,  Polizeianwärter,  dessen Dienststelle das
252. Revier in der Möllendorfstraße 54 war und damit Teil der Polizeiinspektion
Lichtenberg.

Günter Thies, lebte mit seiner Mutter in Rummelsburg, Ostbahnstraße 38. Am
15. November 1949, schrieb die Mutter einen Brief an den Oberbürgermeister
von Ostberlin:

11  LAB C Rep. 105 Nr. 19 716 
12  LAB C Rep. 101 Nr. 285



„Wie  ich  aus  der  Zeitung  ersehen  habe,  untersteht  Ihnen  jetzt  die  Berliner
Volkspolizei. Daher gestatte ich mir folgende Angelegenheit zu unterbreiten,  mit
der  höflichen  Bitte,  einer  verzweifelten  Mutter  helfen  zu  wollen.  Mein  Sohn,
Günter Thies, 21 Jahre alt, Polizeianwärter, wurde am 1. August d. J. von seiner
Dienststelle  (Bereitschaft)  abgeholt  und  ist  nun  spurlos  verschwunden.  Ich
verhandelte  dieser  halb  des  Öfteren  mit  seiner  vorgesetzten  Dienststelle  im
Polizeipräsidium  Neue  Königstraße,  jedoch  ohne  beruhigendes  Resultat.  Ich
glaube jedoch, dass diese Stelle weiß, wo mein Sohn sich befindet. Am 1. August
wurde  mein  Sohn  verhaftet,  seine  Entlassung  erfolgte  am  25.  August,
Entlassungsgrund 626, „Kündigung ohne Fristen aus wichtigen Gründen!“ Auch
seine ganzen Papiere, wie Personalausweis, FDGB-Ausweis und das Arbeitsbuch
wurden mir ausgehändigt. Da nun 4 Monate vergangen sind, ohne das ich ein
Lebenszeichen  erhielt,  oder  in  Erfahrung  bringen  konnte,  wo  mein  Sohn
hingekommen ist, oder was er getan haben soll und ob er überhaupt noch am
Leben  ist,  bin  ich  am  Ende  meiner  seelischen  Kraft  und  der  vollständigen
Verzweiflung  nahe.  Nur  Sie,  sehr  geehrter  Herr  Oberbürgermeister,  dessen
menschliches Mitgefühl, sowie stete Hilfsbereitschaft mit bekannt ist, sind nun
meine letzte Hoffnung betreffs einer Aufklärung des Falles. Daher bitte ich mit
diesen Zeilen inständig, helfen Sie einer verzweifelten Mutter. 4 Söhne habe ich
mit  dem entsetzlichen  Krieg  opfern  müssen  und nun  ist  mein  jüngster  auch
verschwunden! Er war mein Ernährer und sollte die Stütze meines Alters sein, da
ich im 60. Lebensjahr stehe und sehr leidend bin. Ich habe alle meine Kinder
ordentlich  erzogen  und  kann  nicht  glauben,  dass  mein  Sohn  vielleicht  etwas
Böses  getan  haben  soll.  Vielleicht  hat  der  Herr  Oberbürgermeister  die  große
Güte, und lässt sich von maßgebender Stelle erschöpfende Auskunft geben, die
Ihnen doch sicher gegeben werden muss. Ich füge unten die Stelle an, die den
Fall  kennt,  und  zur  Darlegung  bereit  sein  wird,  damit  es  nicht  zu  viel  Mühe
macht. Ferner wurden auch 100,- Mark vom Gehalt einbehalten, weil mein Sohn
noch die  Uniform trägt!!  Da mir  jedoch keine  Gelegenheit  gegeben wird,  die
Uniform mit Privatsachen zu vertauschen, da ich ja nicht einmal weiß, wo mein
Sohn  sich  befindet,  sehe  ich  die  Einbehaltung  der  100,-  Mark  als  eine
unverdiente Härte an. Es heißt doch immer, bei uns im Ostsektor verschwindet
niemand – wo ist denn dann mein Sohn?“13

Am 7. Dezember 1949 kam von Polizeipräsidium und der Abteilung Personal Ref.
Pd – Disziplinar – die Mitteilung, 

13  LAB C Rep. 101 Nr. 285



„Auf  die  Anfrage  vom  22.11.49  wird  mitgeteilt,  dass  eine  Überprüfung  der
Angelegenheit Günter Thies von hieraus nicht erfolgen kann, da der Aufenthalt
des Th. nicht bekannt ist. Da Th. noch im Besitze polizeilicher Dienstbekleidungs-
und Ausrüstungsgegenstände ist, wurden seine restlichen Gehaltsbezüge bis zur
Rückgabe der Bekleidung als Sicherheit einbehalten“14

Flugblätter:

Gegenüber „feindlicher Agitation“ war man aufmerksam. So wurden am 26. April
1950, gegen 10 Uhr, illegale Klebezettel in Größe 7 x 5 cm, die in der Hagen-,
Fanninger-,  Rüdiger-  und Plonzstraße in  Treppenaufgängen und an Haustüren
klebten, die sich gegen die Weltfestspiele der Jugend und Studenten richteten,
sichergestellt.  Gegen  16.30  Uhr  wurden  in  der  Rüdigerstraße  zwischen
Atzpodienstraße und „Freiplatz“, Flugblätter aufgefunden. Auch diese riefen zum
Boykott der Weltfestspiele auf. 15

Zeugen Jehovas:

Sehr aktiv waren die freiwilligen Helfer der Volkspolizei  unter anderem gegen
Angehörige der Zeugen Jehovas. Diese waren verdächtigt, Untergrundarbeit im
Sinne der CIA zu leisten. Von der SED-Propaganda wurden die Zeugen Jehovas
als  „verbrecherische  Organisation  im  Solde  der  amerikanischen
Kriegsbrandstifter“, abgestempelt, gar als „antikommunistischen Stoßtrupp des
amerikanischen Imperialismus“ verteufelt. Nach ihrem Verbot von 1950, waren
die  Zeugen  Jehovas  gezwungen,  sich  konspirativ  zu  versammeln.  Hier  zwei
Beispiele aus dem Bereich der Pol.Inspektion Lichtenberg.

Am 3. Oktober 1953, wurde „Einem Genossen ABV des VP.Reviers 256 während
einer Haushaltsbegehung vertraulich mitgeteilt, dass bei einer Familie, von der
bekannt  war,  dass  sie  den  Zeugen  Jehovas  angehört,  heute  noch
Zusammenkünfte mit anderen Gleichgesinnten in der Wohnung durchführt. Der
ABV stellte durch Ermittlungen fest, dass in den späten Abendstunden Personen
mit  Fahrrädern  in  die  Wohnung  eingeschleust  wurden.  Diese  vertrauliche
Mitteilung  und  die  Feststellungen  des  Genossen  ABV  waren  für  die  weitere
Bearbeitung durch die Abteilung K eine wertvolle Unterlage“. 16

In den Weihnachtsfeiertagen 1953 „Gelang es dem ABV Schalk Revier 257, der
erst kurze Zeit in seinem Abschnitt tätig ist, durch Hinweise aus der Bevölkerung

14  ebend.
15  ebend.
16  ebend.



einen Angehörigen der  Sekte Zeugen Jehovas festzunehmen, der hier  illegale
Wühlarbeit innerhalb des Wohngebietes betrieb.“

13. August 1961:

Der Mauerbau stellte Anforderungen, die nach der „Einschätzung des Einsatzes
der Kampfgruppe des 7. Bataillons der Bezirksreserve Lichtenberg zum Schutze
des Friedens in  der  Zeit  vom 13.  August  bis  25.  August  1961“,  nicht  erfüllt
werden konnten: „Einmütig muss festgestellt werden, dass die Benachrichtigung
der Genossen Kämpfer bei der Auslösung der Alarmierung nicht geklappt hat.“17

Gegenreaktionen waren ebenfalls  festzustellen,  denn „Im III.  Und IV.  Quartal
1961  ereigneten  sich  im  Bereich  der  VPI  Lichtenberg  insgesamt  139
staatsgefährdene Delikte.  In  den Monaten Oktober,  November  und Dezember
sind  diese  stark  zurückgegangen.“  Allerdings  wurde  ausgemacht:  „Dass  der
Klassengegner die Methode des Anschmierens von Hetzlosungen, Verleumdungen
von  Staatsfunktionären  sowie  die  Verbreitung  von  selbstangefertigten
Hetzflugblättern in verstärktem Maße anwendet. Bei diesem selbstangefertigten
Flugblättern handelt es sich um mit einem Typendruckkasten in blauer und roter
Farbe hergestellte Blätter. Zum Teil waren sie aus weißem festen Papier und auch
aus  alten  Hotelmeldescheinen  in  der  Größe  15  x  10  cm,  hergestellt.  Diese
Flugblätter beinhalten Hetze gegen die Maßnahmen der Regierung der DDR vom
13.  August  1961,  Verleumdungen  von  Staatsfunktionären  und  des  Genossen
Walter Ulbricht, sowie ein Aufruf an die Bevölkerung zum Streik.“18

ehemalige SPD-Anhänger:

Darüber hinaus behielt die Pol.Inspektion Lichtenberg ehemalige SPD-Mitglieder
im  Auge:  „Im  Frühjahr  1962  waren  zwei  Neubesetzungen  im  Kraftwerk
Klingenberg,  notwendig,  sie  standen sehr unter  dem Einfluss  der  ehemaligen
SPD,  es  handelte  sich  um  Meisterbereiche.  Nur  einer  dieser  ehemaligen
Genossen  hatte  sich  offen  von  der  „rechten  SPD-Führung“  distanziert.“  Allen
anderen  wurde  „ausweichendes  Verhalten“,  unterstellt  und  „das  die
opportunistische Ideologie noch immer in den Köpfen festsitzt“. „Sie versuchen,
alle Probleme des Betriebes als Folgeerscheinungen einer schlechten Sozialpolitik
hinzustellen.  Die  geheimen  Treffs  waren  früher  in  der  Sattlerei.  Seit  dem
Ausscheiden  des  Kollegen  Zernikow und dem Ableben  des  Kollegen  Kaminski
versuchen sie immer ihre Treffs während der Nachtschicht im Meisterbüro der
Maschine und zwar in  der  Hauptsache auf  der  gelben Schicht  durchzuführen,

17  LAB C Rep. 303 Nr. 979
18  LAB C Rep. 303 Nr. 979 Lage im Bereich der VPI. Lichtenberg für das III. und IV. Quartal 1961



oder  sie  reden  auf  den  Werkstraßen  miteinander  und  benutzen  sogar  den
Paternoster, um sich Mitteilungen zukommen zu lassen. SPD und ehemalige Nazi
überwacht die  Operativgruppe MFS: Angaben und Anzahl  und Namen werden
vom MFS nicht gemacht.“19

SMAD - Hauptverwaltung Schottstraße 2 

Personen:

Am 3. Juli 1945 kamen die Lichtenberger Amtsleiter zu einer Berichterstattung
vor  der  Kommandanturbehörde  zusammen,  die  von  Oberstleutnant  Morajew
angeführt wurde. Und der sagte: „Wir sind hier hergekommen, nicht um Häuser
zu zerstören und die Lippen der Kinder mit Karbolsäure zu beschmieren. Die Rote
Armee ist hierher gekommen, um jeden Gedanken in Deutschland oder in Europa
an die Wiedererrichtung eines Hitler-Regimes in für Allemal zu zerschlagen.“20

Alle  Befehlshabenden  der  Bezirkskommandantur  Lichtenberg  saßen  in  der
Schottstraße 2. Wirtschaftsoffizier Oberst Mogila, war offenbar auch für politische
und  organisatorische  Entscheidungen  und  Befehle  im  Bezirk  zuständig.  Ein
Oberst Pangani war für die Verteilung von Lebensmitteln und Wohnraum, und ein
Major  Pomarew  für  Baufragen.  Major  Ulitin  wird  als  „Chef  der
Gesamtmilitäreinheit  Feldpostnummer  30.560“  oder  als  „Chef  der
Gesamtabteilung bei der Information der SMA i.D.“ geführt. 21

Oberst  Mogila  befahl  Härte  gegenüber  Schwarzhändlern.  Oberst Pangani  warf
dem Bezirksamt vor,  nichts oder zu wenig gegen den Schwarzhandel  zu tun,
verlangte innerhalb von nur zwei Tagen eine schlagkräftige Truppe aufzubauen,
was Bezirksbürgermeister Pomezny als unmöglich ablehnte und zudem darauf
verwies, das es die Aufgabe der Polizei und des Gewerbeaußendienstes sei, den
Schwarzhandel zu bekämpfen. Ein Kapitän Taljnow kümmerte sich um deutsche
Schwarzhändler  in  Lichtenberg.  Wie  im  Fall  der  Lebensmittelverteilerin  Else
Fischer aus der Bornitzstraße 14. Sie hatte zu viele „Fehlmengen“ von Brot und
Getreide angegeben. War dafür abgemahnt und mit kleinen Geldstrafen bestraft
worden.  Sie  konnte  diese  aber  ohne  Zögern  bezahlen,  was  sie  als
Schwarzhändlerin  verdächtig  machte  und  deshalb  im  August  1948  mit  einer
Liefersperre belegt wurde. 22

19  LAB C Rep. 303 Nr. 979 Lage im Bereich der VPI. Lichtenberg Diversionshandlungen
20  LAB C Rep. 147-01 Nr. 9
21  LAB C Rep. 147-01 Nr. 12 12. November 1948 Abteilung Kommandanturaufträge beim Amt für Bau- und 
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Ein Oberstleutnant Dajanow war für Personalfragen zuständig. Dajanow, gab im
September 1948, den Befehl, 200 Personen wegen „antisowjetischer Einstellung“
zu entlassen. Doch es gab Widerstände gegen die Entlassung von Angestellten
des  Bezirksamtes.  Am  28.  Juni  1948,  sollte  Konrad  Hauber,  Leiter  der
Geschäftsgruppe  der  Abteilung  für  Ernährung  und  der  Leiter  des  Stadtbades
Georg Erdmann entlassen werden. Hauber wegen Sabotage und Erdmann wegen
sowjetfeindlichen  Verhaltens.  Der  Bezirksbürgermeister  Pomezny,  erhob
Einspruch.  Er  verlangte  Beweise,  und  zwar  schriftlich  mit  einer  konkreten
Begründung dieses Befehls, denn ihm und dem Herrn Bezirksrat Lippschitz war
nichts von diesen Vorwürfen bekannt.23

Auch Pangani gab Befehle zur Entlassung von Personen. Am 18. Juni 1948, gab
er den Befehl, den Verwaltungsangestellten Gerhard Lies zu entlassen. Das auf
Grund einer Zeitungsmeldung in der „Täglichen Rundschau“, vom 10. Juni 1948.
Lies  habe  eine  Schwester  des  Krankenhauses  Grabensprung  vergewaltigt.
Pomezny  verwies  darauf,  ein  Zeitungsbericht  wäre  kein  Beweis,  und das sich
dieser  Vorfall  schon  zwei  Jahre  zurücklag,  aber  damals  keine  Klage  erhoben
worden wäre. Frl. Gareis, die den Vorfall angezeigt hatte, war aktives Mitglied der
NSDAP  und  BDM-Führerin.  Die  Entnazifizierungskommission  hatte  sie  nicht
entlastet und wurde deshalb aus dem Dienst entfernt. Lies wurde aber ebenso
suspendiert.24

Unklar ist, welche Rolle Oberst Mogila im Fall von zwei Fotografen gespielt hat.
Mogila ordnete im März 1948 die Besichtigung einer „Ruinenstelle Wagnerstraße
17,19,21,  23,  25“,  an.  Wegen  möglicher  Gefahren,  war  es  Vorschrift,  diese
„Ruinenstellen“ zu fotografieren. Am 14. März 1948, nahmen die Fotografen Hans
Nestler und Erich Schubert ihre Arbeit auf und plötzlich während dieser Tätigkeit
von  „Angehörigen  der  sowjetischen  Schutzmacht  verhaftet“.  Sie  blieben
verschwunden.  Der Bürgermeister  stellte  am 4.  Juni  1948 eine Anfrage beim
Pangani, die unbeantwortet blieb. 25

23  in dieser Zeit waren noch viele SPD-Leute, wie Bezirksrat Joachim Lippschitz beim Bezirksamt beschäftigt.
1948 war er massiven Angriffen ausgesetzt und wechselte zum Bezirksamt Neukölln. 1968 wurde er zum 
Westberliner Polizeipräsidenten ernannt.

24  LAB C Rep. 147-01 Nr. 12 aus Korrespondenz Bürgermeisteramt Lichtenberg - Kommandantur
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SMAD  -  Quartier-  und  Beschaffungsamt  -  Schottstraße  3/
Plonzstraße 2 

Zeit der Inanspruchnahme:

Die Gehag, schrieb an das Bezirksamt Lichtenberg Amt für Besatzungskosten am
18.  November  1946  betreffs  „Beschlagnahmter  Wohnungen  in  unseren
Wohnanlagen  in  Lichtenberg:  Unter  Bezugnahme  auf  das  von  der  alliierten
Kommandantur erlassene Kommuniqué Nr. 51 vom 25. Oktober 1946, stellen wir
hiermit  Antrag  auf  Rückerstattung  des  Mietausfalls  für  die  von  den
Besatzungstruppen in  Anspruch genommenen Wohnungen gemäß beiliegender
Aufstellung. Der Mietausfall beträgt danach 6.254,69,- RM.“26

Nach dieser Liste waren von den Gehag-Grundstücken außer der Schottstraße 3,
seit  dem  1.  Mai  1945  die  Plonzstraße  2a,  seit  dem  1.  August  1945,  die
Plonzstraße 4 und 6, seit dem August 1946 die Plonzstraße 2, die Plonzstraße 4,
Plonzstraße  5  und  9,  seit  dem  Oktober  1946  die  Plonzstraße  33,  seit  dem
November 1946 die Plonzstraße 6, seit dem September 1946 die Plonzstraße 20,
beschlagnahmt. Laut einem Bericht an das Amt für Besatzungskosten, vom 14.
September 1951, wurden die Bewohner der Schottstraße 13, im Frühjahr 1947,
gezwungen  die  Wohnungen  zu  räumen.  Zur  Schottstraße  11  konnten  keine
genauen Angaben ermittelt werden.

Die Deutsche Treuhandstelle,  meldete am 7. Januar 1948 dem Herrn Behnke
beim  Amt  für  Besatzungskosten  zum  „Betreff  beschlagnahmte  Wohnungen
Lichtenberg II/III“, der Gehag:

„Von der gemäß Befehl 126 der SMAD beschlagnahmten Wohnanlage der Gehag
in  Lichtenberg  an  der  Schottstraße,  sind  mehrere  Wohnhäuser  für  die
Unterbringung  von  Besatzungsangehörigen  beschlagnahmt.  Als  Entschädigung
für die Mieten in den Monaten September bis Dezember 1947 haben Sie  (Anm.

das SMAD) 13.738,90 RM anerkannt.“ 

Diese Aussage wurde jedoch infrage gestellt, denn am 2. August 1948, erfuhr
das  Amt  für  Kriegsschäden  und  Besatzungskosten  der  Blockverwaltung
Lichtenberg: Von der sowjetischen Bezirkskommandantur wurde der Antrag auf
Mietenentschädigung  abgelehnt.  Major  Mogila,  verwies  hierbei  auf  jene
Dienststellen, die diese Grundstücke in Anspruch nahmen, da „die eingewiesenen
Besatzungsangehörigen die Miete selbst zu zahlen haben.“

26  LAB C Rep. 105 Nr. 7563



Zur  Nutzung  der  Räume  informierte  die  Gehag  am 9.  September  1950  das
Lichtenberger  Bezirksamt:  (es  ging  um  die  Wohnungen  der  Plonzstraße  2,  2a,

Schottstraße  3/5/11/13/25): „Die  Wohnungen  des  obigen  Baublocks  lagen  im
Sperrgebiet Lichtenberg und konnten aus diesem Grunde bis zur Aufhebung der
Sperre  am  31.  Oktober  1949  nicht  durch  uns  genutzt  werden.  Die  hieraus
entstandenen Nutzungsschäden für die Zeit von 1945 bis zum 31. März 1949
wurden  auf  Antrag  in  Form  von  Mietenentschädigungen  bzw.
Bewirtschaftungskosten  erstattet.  Die  Mieten  für  die  Häuser  Schottstraße
8/10/12  werden  nicht  anerkannt,  da  die  Wohnungen  durch  Kriegsschäden
unbewohnbar sind und der Verlust getragen werden muß.“ 27

Dazu erklärte Major Jakuscheff, vom SMAD Karlshorst ausdrücklich, daß er einen
Antrag auf Erstattung von Bewirtschaftungskosten für den fraglichen Zeitraum
ablehnen würde, da solche nicht entstanden sein können, weil die Wohnungen
infolge der Sperre nicht vermietet werden konnten.“ Im Fall der Schottstraße 3,
hatte 1950 das Amt für Besatzungskosten, die Gehag in Kenntnis gesetzt, dort
„wäre  das  Quartier-  und  Beschaffungsamt  der  Sowjets  untergebracht“  und
„durch eine Mauer nach der nördlichen Seite hin abgeriegelt.“ 28

Handwerker für das SMAD:

Eine Firma Willy Holdack, wurde mit diesen Arbeiten beauftragt. Diese war aber
laut  Aussage  des  Auftrages  keine  eigentliche  Handwerkerfirma,  sondern  „ein
Geschäft für Transport- und Verladearbeiten.“ 29Des Weiteren schrieb das Amt an
die Gehag: „Die in den Rechnungen aufgeführten Arbeiten sind an Ort und Stelle
nicht  mehr  festzustellen,  und  es  drängt  sich  die  Vermutung  auf,  dass  die
Transportfirma  die  Instandsetzungsarbeiten  wohl  aufgeschrieben,  aber
Transportarbeiten  für  die  Besatzungsmacht  ausgeführt  hat.  Das  ist  nicht
befremdend, weil  die Kommandanten sehr oft die Anordnung gegeben haben,
dass  derartige  Kosten  als  Instandsetzungsarbeiten  auf  die  Gebäude  zu
verrechnen sind. Es besteht die Möglichkeit, dass Zweckarbeiten irgendwelcher
Art und Transportarbeiten im Gebäude, das Bürozwecken diente, zur Ausführung
gekommen sind.“30

Weitere Verwendung:

Anfang Dezember 1949 durften die Wohnungen wieder bezogen werden. Zu den
Bemühungen  der  Gehag  um  Entschädigung  verlautete  die  Bezirksabteilung

27  ebenda
28  ebenda
29  LAB C Rep. 105 Nr. 7563 Auftrag vom 18. November 1946
30  ebenda



Finanzen beim Bezirksamt Lichtenberg, am 2. Oktober 1950: „Der bezeichnete
Gebäudekomplex  gehörte  zum  Kommandanturbereich  Lichtenberg.  Ein
Sperrgebiet im üblichen Sinne existierte nicht.“ 

Und bezogen auf die Äußerungen des Majors Jakuscheff: „Die Heimstätte Berlin
dürfte  bei  ihren  Bemühungen,  die  Beiträge  von  den  dort  noch  wohnenden
Besatzungsangehörigen selbst  zu erlangen,  auf  Schwierigkeiten  gestoßen sein
und wird sich deshalb wegen der Mietausfälle bzw. Bewirtschaftungskosten an die
sowjetische Kontrollkommission gewandt haben.“ 

(Anm. die Gehag-Grundstücke waren in den Besitz der „Volkseigenen Heimstätte Berlin
übergegangen, es war die zweite Enteignung, denn bereits 1933, wurde das Eigentum
der  Gehag  von  der  DAF  übernommen.  Vor  1933  waren  die  Schottstraße
3,5,7,13,25,28,30, 8 – 26, 31, 35, die Plonzstraße 1 – 11, 2, 2a, 4 – 12, 17 – 20, die
Rüdigerstraße 11 – 18, 19 – 24, 25 – 28, 86 – 97, 99 – 116a, die Atzpodienstraße 29 -
36, die Normannenstraße 23 – 25b und die Glaschkestraße 2 – 18, im Besitz der Gehag )

Im Protokoll zur 4. Arbeitsbesprechung des Bezirksamtes Lichtenberg vom 12.
Juli  1950,  wurde  unter  dem Punkt  „Freigabe  von  Wohnungen  in  der  Schott-
Wagner-Straße“, festgestellt: „Die frühere Kommandantur Wagner-Schott-Straße
soll im Laufe des Monats Juli aufgelöst werden. Auch hier werden 57 Wohnungen
frei, 12 davon behält die SKK. Die Übergabe der restlichen 45 Wohnungen soll im
Monat Juli erfolgen. Vertreter der Regierung haben diese Räume besichtigt, um
festzustellen,  ob  es  sich  um  Wohnungen  oder  Geschäftsräume  handelt.
Auszugleichen  sind  in  diesem  Block  außerdem  noch  die  Ansprüche  früherer
Mieter (Anm. insgesamt 30), deren Wohnungen im Sommer kommenden Jahres an
Familien der Volkspolizei vergeben wurden.“31

SMAD - Kaserne - Schottstrasse 6

Zeit der Inanspruchnahme:

Das  Gemeindehaus  an  der  Schottstraße  6  wurde  beim Einmarsch  der  Roten
Armee am 23. April 1945 für Kommandozwecke beschlagnahmt. Das gesamte
Gemeindehaus  musste  von  allen  Dienststellen  und  von  den  dort  zur  Miete
wohnenden Familien geräumt werden. Der Mietausfall lag bis zum 30. Juni 1950,
dem  Ende  Besetzung,  bei  monatlich  3.754,-.32 Eigentümer  der  Schottstraße
Nummer 6, war die evangelische Kirchengemeinde der Pfarr- und Glaubenskirche
Berlin Lichtenberg. 

31  LAB C Rep. 147-02-02 Nr. 0144-0157  Stadtverordnetenversammlung Lichtenberg Sitzungen Juni- August
1950

32  LAB C Rep 105 Nr. 36 042 



Auf  Veranlassung  der  sowjetischen  Kommandantur,  wurde  auf  der  rechten
Hofseite  der  Nummer 6,  zwischen dem 13.  Juni  1946 und dem 22.  Oktober
194633,  eine „Entlausungsanstalt“,  von der Firma Levy errichtet.  Das Gebäude
hatte  die  Maße  von  5  x  8  m.  Auf  das  Dach  des  Gebäudes  wurde  ein
„Teerasphaltbelag“  gelegt.  Die  ausführende  Firma  war  Curt  Roder.  Für  die
meisten der zahlreichen Umbauten auf den verschiedenen SMAD-Standorten im
Umfeld des Rodeliusplatzes, war die in der Alfredstraße 5 ansässige Firma Levy,
zuständig.

Am 14. März 1947 brannte der Dachstuhl der Schottstraße 6 und am 8. Oktober
1949, waren umfangreiche Klempnerarbeiten notwendig. Größere Verstopfungen
an  den  Entwässerungsleitungen  (die  waren  infolge  falscher  Nutzung  unbrauchbar

geworden  und  geplatzt) mussten  beseitigt  werden.  „Die  Mannschaftsküche
einschließlich der Nebenraumräume plus dem Kasernenbetrieb, führten zu einer
Überlastung  des  vorhandenen  Abflussnetzes,  welches  für  einen  derartigen
Betrieb nicht vorgesehen war“, hieß es im Bericht der Firma Levy. 

Nach  vielen  Briefwechseln  wurde  die  gesamte  Miete  für  dieses  Haus  vom
Zeitpunkt der Besetzung bis zur Freigabe am 30. Juni 1950, vom SMAD bezahlt. 

Zustand nach Besetzung:

Am 15. August 1950, fand eine erste Begehung statt. Die Kommission setzte sich
aus dem Herrn Markert, der Frau Blumberg vom Bauamt, dem Herrn Zweigler
vom Amt für Kriegs- und Besatzungskosten und dem zuständigen Pfarrer Dühring
zusammen. Das Ergebnis: In allen Räumen fehlten die Fenster, auch 3 gotische
Fenster im zweiten Stockwerk rechts, ebenso „die im Saal vorhandenen 10 Stück
gotischen Fenster“, aus den „oberen Spitzbögen“, „wurden Fensterteile entfernt
und stark zugemauert“. In der Küche fehlten die Herde und die Feuerungsanlage,
ebenso  in  den  Bädern  Badewannen,  Becken,  Klosetts  und  sämtliche
Sanitärinstallationen. „Alle Schlösser, Steckdosen und überhaupt die elektrischen
Einrichtungen waren entfernt, Zu- und Abflussleitungen waren überall entfernt,“
steht im Bericht. 34

Das  Gebäude  wurde  teilweise  entkernt,  neue  Wände  waren  eingezogen  und
Grundrisse verändert. Das Untergeschoß war zum Gefängnis umgebaut worden.
Der Bericht  sagt  dazu: „Im rechten Teil  des Geschosses sind 30 cmb 25 cm
starkes  Mauerwerk  ausgeführt.  8  Stück  Kellerfenster  sind  bis  auf  die
Lichtöffnungen zugemauert zu 0,25 cmb. Eine Flurabschlusswand 2,50 m breit

33  LAB C Rep. 105 Nr. 19 514, LAB C Rep. 105 Nr. 7886, hier Rechnungen über Handwerksleistungen
34  LAB C Rep 105 Nr. 36 042 Bericht zur Begehung vom 15.08.1950



und 3,00 m hoch, 25 cm stark, ist zu entfernen. 40 m² ½ Stein starke Wände als
Schrägwand  nach  dem  hinteren  Ausgang  sind  abzubrechen.  3
Durchreicheöffnungen in 1 Stein starken Wänden sind zu entfernen. 26 Stück
Fenstervergitterungen,  bestehend  aus  Rundeisenstäben  mit  Flacheisen,  im
Durchschnitt 1,0 x 2,0 m sind zu entfernen. Für die Einrichtung der Zellen im
Keller  wurden  Wände  geändert,  Tür-  und  Fensteröffnungen  gestemmt,  sowie
andere Öffnungen zugemauert.“ 

Die Umbau- und Instandsetzungskosten, die durch die Besetzung des Hauses
entstanden, beliefen sich auf eine Summe von 391.894,34,- Mark. Dieser Betrag
wurde  zum Teil  mit  der  Miete  verrechnet,  daraus  ergab  sich  ein  Betrag  von
191.717,65,- Mark. 

Diese  Summe sollte  von  der  Kirchengemeinde  bezahlt  werden.  Da diese  das
nötige  Geld  nicht  hatte,  erging  der  Vorschlag,  das  Grundstück  an  die
Stadtgemeinde zu verkaufen. Die Bezirksabteilung Finanzen Haushaltsamt – des
Magistrats  von  Groß-Berlin,  schrieb  an  das  Hauptamt  für  allgemeine
Finanzfragen, Kriegsschäden und Besatzungskosten am 8. November 1950:

„Das Grundstück ist Anfang Juli 1950 von der Besatzungsmacht geräumt und der
DDR  übergeben  worden  und  von  dieser  dem  Finanzamt  Lichtenberg  zur
Verfügung gestellt worden, weil das Finanzamt seinerseits die Räumlichkeiten im
Hause Normannenstraße 22 der DDR überlassen musste. Die Oberfinanzdirektion
Berlin hat mit der Ev. Kirchengemeinde der Pfarr- und Glaubenskirche, das ist die
Eigentümerin des Grundstücks, noch keinen Mietvertrag abgeschlossen und fragt,
ob das Haushaltsamt-KB Lichtenberg die monatliche Miete für sich in Anspruch
nimmt, um die noch auf dem Grundstück ruhende Baukostenschuld in Höhe von
191.717,65,- damit teilweise abzudecken.“ 

Handwerker für das SMAD:

Das Bauunternehmen Alfred  Levy,  teilte  dazu  mit:  „Vom Bauamt Lichtenberg
wurden  laufend  für  das  genannte  Grundstück  Maurer,  Putzer  und  Arbeiter
angefordert. Diese wurden von den Offizieren der Besatzungsmacht in Empfang
genommen,  mit  Arbeitsaufträgen versehen und von ihnen auch beaufsichtigt.
Unsere  Firma hatte  auf  die  Ausführung und die  Kontrolle  der  Arbeiten wenig
Einfluss. Es war uns daher nicht immer möglich, diese Arbeiten aufzumessen und
als Vertragsarbeiten zu veranschlagen und abzurechnen. Wie wir aus Angeben
von unseren Leuten erfuhren, handelte es sich bei diesen Arbeiten um solche, die
hauptsächlich für Zwecke der Kommandantur ausgeführt wurden.“



Erst 1954 kam es zu Regelungen zur verbliebenen Baukostenschuld, für die zum
größten Teil der Magistrat aufkam.

Details:

Wegen  des  regen  Autoverkehrs  von  und  zur  Kommandantur,  regte  die  CDU-
Fraktion der Stadtverordnetenversammlung Lichtenberg, am 8. Juli 1948 an:

„Die  BVV  solle  beschließen,  dafür  zu  sorgen,  dass  die  Ruschestraße  an  der
Normannenstraße  zu  einer  Stoppstraße  erklärt  wird.  Begründung:  Der  starke
Fahrzeugverkehr durch die Normannenstraße zur Bezirks-Kommandantur in der
Schottstraße  erfordert  die  obige  Maßnahme,  da  die  Kreuzung  Rusche-  und
Normannenstraße unübersichtlich ist  und die  Fahrzeuge,  die  die  Ruschestraße
passieren, in vielfach ungemindertem Tempo die Straßenkreuzung überfahren.
Hierdurch sind sehr große Unfall-Möglichkeiten gegeben. So dass die Forderung
auf Einführung einer Stoppstraße berechtigt ist.“ 35

Hinweise zur Kaserne in der Schottstraße 6 gibt es kaum. Die Haftzellen dienten
wahrscheinlich nur dem kurzen Aufenthalt von Festgenommenen.

SMAD-Casino  Frankfurter  Allee  230  Ecke  Magdalenenstraße  -
Polizeirevier 251 - MFS-Block

An der Ecke Magdalenenstraße/Frankfurter Allee, befand sich das für den Bereich
um den Rodeliusplatz  zuständige  Polizeirevier  251.  Das  Eck-Gebäude mit  der
Frontseite zur Frankfurter Allee steht heute leer. Es wurde am 13. Januar 1947
unter der Adresse Frankfurter Allee 230 Ecke Magdalenenstraße und später dann
als „Stalinallee 477“, geführt.

Besitzerin:

1950 wird auf dem Vorblatt einer Entschädigungsakte eine Frau Anna Thiede als
„Geschädigte“  angegeben.  Frau  Thiede,  die  an  der  gleichen  Adresse  wohnte,
schrieb in ihrem Antrag: 36

Zeit der Inanspruchnahme:

„Mein  Mietshaus  wurde  durch  Bombenabwürfe  schwer  beschädigt,  die
entstandenen Schäden muss ich beseitigen lassen, wodurch sich hohe Unkosten
(Handwerkerrechnungen  z.  B.  Töpfer  251,-,  Klempner  186,-,  Maurerarbeiten
560,-) bezahlen muss. Da ich für diese Ausgaben mein Bankkonto nicht mehr in

35  LAB C Rep. 147-02-01 Nr. 77 Fraktionen der Stadtverordnetenversammlung Lichtenberg - CDU Fraktion 
1946 - 1948
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Anspruch nehmen kann, sind die Kosten für mich untragbar“. Sie verwies auf
ihren ersten Antrag vom 23. Oktober 1945, in dem es unter anderem um „eine
Restauration  mit  großem Vereinssaal  und  Wirtschaftsräume  sowie  Wohnung“,
ging. Frau Thiede weiter: „In dem meinem Haus Lichtenberg, Frankfurter Allee
230  befindlichen  früheren  Restaurationsräumen  wurde  am  15.  Mai  1945 ein
russisches  Casino  eröffnet.  Hierdurch  hatte  ich  einen  Verdienstausfall  vom
monatlich  180,-  RM.  Die  russische  Kommandantur  hat  meine  Forderung
abgewiesen  mit  der  Begründung,  dass  diese  Mieten  von  dem Bezirksamt  zu
zahlen seien. Ferner ist am 12. Juli 1945, eine weitere Wohnung in demselben
Hause für  Casinozwecke geräumt worden.“ In einem Schreiben vom 17.  Juni
1946, listete auf, welche Räume die Rote Armee besetzte: ein Schankraum mit
54 m², einen Saal mit 48 m², ein Klubzimmer mit 21 m², die Küche mit 18 m²,
eine Wohnung Zimmer 24 m² groß, plus einer Kammer mit 12 m² und der Küche
mit 20 m². Zusätzlich „die Wohnung Borchert“, sie hatte 34 m². Laut Frau Thiede
war diese Wohnung von Anfang Juni bis Ende August 1945 beschlagnahmt. Des
weiteren „die Wohnung Schmidt“, sie war 74 m² groß, hatte drei Zimmer und
vom 23. Juli bis Ende Oktober 1945 beschlagnahmt.

Das Haus wurde 1903 errichtet. Insgesamt hatte das Grundstück 990 m², davon
waren 583  m²  bebaut.  Laut  einem „Vermerk“,  datiert  auf  den 3.  September
1951, wurden die Räume bis zum 31. August 1947, als Casino genutzt. Von 1951
als „ein Laden“, der an die HO für 250,- vermietet wurde. Frau Thiede nahm
während des Krieges 180,- Mark Miete für die Kneipenräume. Vor dem Krieg lag
die „Friedensmiete“ bei 250,- Mark und genau diese Summe zahlte die HO im
Jahre  1951.  Die  Instandsetzungskosten  wurden  ihr  teilweise  ersetzt.  Für  das
Polizeirevier erhielt sie vor und während des Krieges 400,- Mark Miete.

Weitere Nutzung:

Nachdem der  Frau  Thiede  am 30.  Juli  1948,  eine  Mietentschädigung  gezahlt
wurde, standen die Rekonstruktionskosten zur Debatte. Am 9. Oktober 1951,
erklärte Frau Thiede, ein „Gastwirt Schröder“ habe die Räume 6 Jahre bis kurz
vor  dem  Einmarsch  der  Roten  Armee  innegehabt.  Schröder  wäre  aber  zur
Wehrmacht eingezogen worden und die Räume hätten einundeinhalbes Jahr leer
gestanden. Die Polizisten des Reviers 251 hätten im ehemaligen Lokal ihr Essen
eingenommen. Ihrer Aussage nach kochte Frau Thiede für die Polizisten. Bis zum
Einmarsch der Roten Armee war die Kneipe damit zum „Polizeicasino“ geworden.
Das Polizeirevier war schon in den 1930er Jahren an diesem Ort und blieb es bis
in  die  1970er  Jahre.  1945  wurde  zusätzlich  eine  Kriminalstelle  im  Revier
eingerichtet. Der HO-Laden von den 1950ern bis zum Anfang der 1980er Jahre.



Im  Mai  1952,  fiel  dieser  Laden  negativ  auf.  Eine  Frau  Dr.  Walther,  vom
Bezirksamt, monierte das „Umherstehen von Eierkisten auf der Straße“, und „es
ginge auch nicht an, dass sich Rhabarberabfälle auf der Straße befinden. Es wäre
wenigen  HO-Geschäften  klar,  dass  das  neue  Deutschland  ein  sauberes  und
gepflegtes Gesicht zu zeigen hätte.“ 37

1982 wurde das Haus in den MFS-Block an der Frankfurter Allee eingegliedert.
Ein mehrere Hundert Seiten starkes Tätigkeitsbuch dieses Polizeireviers aus der
Zeit von 1944 bis 1947 ist erhalten und vermittelt einen unmittelbaren Eindruck
vom Alltagsleben unter Kriegs- und Nachkriegsbedingungen im Bezirk.

Siegfriedstraße 46 – 48, SMAD-Versandhalle 

Das Gelände der „Wellpappenfabrik Fedor Schoen“, in der Siegfriedstraße 46 –
48, wurde am 25. April 1945, durch einen Angriff schwer beschädigt. Allerdings
blieben einige Produktionsanlagen, wie eine „Versandhalle, von einer Größe 1.500
m², die, über eine „Verladerampe am Anschlussgleis“, verfügte, auch Büros mit
ihren  Einrichtungen blieben erhalten.  Das Freigelände der  „Wellpappenfabrik“,
war 4.000 m² groß. Das Betriebsgelände wurde am 1. Mai 1945 von der Roten
Armee  besetzt  und  bis  September  1946  für  „Verladungen“,  genutzt.  Die
„Wellpappenfabrik Fedor Schoen“, hatte 1947 ihren neuen Firmen-Sitz in Köln-
Nippes und forderte einen Schadensersatz in Höhe von 32.000 RM. Diese Summe
bezog sich hauptsächlich auf die Zentralheizungsanlage, alle Heizkörper mitsamt
der  Kesselanlage  waren  demontiert  worden,  beim  Abzug  der  Truppe.  Eine
Entschädigung lehnte das Lichtenberger Amt für Kriegsschäden, am 16. Oktober
1948 ab.

Versorgung SMAD Schweineställe Siegfriedstraße 11/14, Rüdigerstraße
44/45 

Besitzer:

Unter dem Namen „Siegfried-Garagen“,38 war diese Adresse seit 1929 bekannt.
Das Gelände  war  im Besitz  von  Gerda  Blum und Elisabeth  Korrman aus  der
Rüdigerstraße 38. Am 23.  April  1945,  wurden die 32 Garagen von der roten
Armee  beschlagnahmt.  Zusätzlich  wurden  in  der  Rüdigerstraße  44/45  fünf
Garagen, vom 24. April 1945 bis zum 24. Oktober 1945 besetzt, hier lag auch ein
Kohlenplatz, auch dieses Gelände gehörte Gerda Blum und Elisabeth Korrman.

Zeit der Inanspruchnahme:

37  ebenda
38  LAB C Rep. 105 Nr. 7920



Im Februar 1950 begann die Rote Armee von hier ihren Rückzug vorzubereiten
und am 29. Juli  dem Bezirksamt übergeben. Am 1. August 1950, wurde eine
Begehung  durchgeführt.  Es  gab  erhebliche  Kriegsschäden.  Der  einstige
Heizungskeller  war  mit  „Wasser  und  Unrat“,  angefüllt  und  komplett
vernachlässigt worden. Eine Garage wurde als Schweinehaltungsraum genutzt.
Am 28. Mai 1946, hatte Firma Levy, die ersten Arbeiten an den Schweinebuchten
durchzuführen. Doch der „Unrat und Stroh“ führten zu Verstopfungen,  schon am
30. Oktober 1946, musste die Fa. Levy die ersten Verstopfungen beseitigen. Zu
einer weiteren kam es am 7. Februar 1947 und am 20. Juli 1947 kam es wegen
der ständigen Verstopfungen zum großen Rohrbruch. Schon am 14. Juli 1947 war
die Lichtanlage zu 50 % beschädigt und ausgefallen. Im Zuge der Begehung von
1950  wurde  verzeichnet,  die  komplette  Benzinzapfstelle  fehlte,   neben
Garagentoren, Armaturen, Toilettenbecken, Lichtleitungen und vielem mehr. Für
erhebliche  Geldmittel  wurde  in  den  frühen  1950er  Jahren  alles  wieder
hergerichtet  und  diente  verschiedenen  VEB  als  Garagen,  oder
Produktionsstandort.

SMAD-Versorgung Verkaufs-Ausgabefläche Siegfriedstraße 211/213

Besitzer:

Eigentümer war Dr. Franz Grass, der in der Charlottenburger Mommsenstraße 6,
wohnte. Von 1935 bis 1945, war er medizinischer Direktor vom Krankenhaus
Neukölln,  dann  Oberfeldarzt  von  1939  bis  1945.  Generalsekretär  und
Vizepräsident im Reichstuberkuloseausschuss von 1938 bis 1940. In der NSDAP
ab 1937 und in der NSKK Obertruppführer. 1948 war er leitender Tuberkulosearzt
bei der Versicherungsanstalt Berlin, ärztlicher Betreuer der Heilstätte Beelitz, und
als beratender TBC-Arzt beim Landesgesundheitsamt tätig.

Zeit der Inanspruchnahme:

Seine  Immobilien  in  Lichtenberg  wurden  Anfang  Mai  1945  von  der  SMAD
beschlagnahmt.39 Bei der Nr. 211 handelte es sich um eine Wohneinheit, bei der
212 um einen Fabrikbau, hier Lagerräume im Erdgeschoß und Lagerschuppen auf
dem Hof. Das Wohnhaus hatte 8 Mieter, der Fabrikbau 5 Gewerbemieter, darunter
eine Fernküche. Im Februar 1946 und Juni 1946, verlangte die Kommandantur
Arbeiten zum Erhalt der Räume „Sie weigerte sich die Arbeiten zu bezahlen“,
beschwerte  sich  daraufhin  das  Bezirksamt  Lichtenberg  beim  Amt  für
Besatzungskosten  des  Magistrats.  Nach  Aussage  vom  Dr.  Grass,  waren  alle
Gebäude  von  den  Kampfhandlungen  Ende  April  1945  weitgehend  unberührt
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geblieben und „erst über die Besetzungen sind umfangreiche Instandsetzungen
nötig geworden“, sagte ein Protokoll am 30. Dezember 1946. Im Januar 1947,
bestellte Oberleutnant Sseremenkow, 6 Dachdecker und die Firma Volkmann,  sie
hatte am 8. September 1947, auf Anweisung der Kommandantur Schottstraße
Schlosserarbeiten auszuführen. Gleichzeitig  waren in der Nr. 212 auch Maler und
Maurer,  in  der  Nr.  211.  4  Maurer  und  2  Maler  tätig,  die  vom  Major  Tsch
beaufsichtigt wurden, der Major wirkte auch als Dolmetscher.

Am 12. August 1948, beschwerte sich Dr. Grass beim Bezirksamt Lichtenberg,
über  eine  „Entwesung“,  der  Nr.  211:  „bis  zum  Mai  1945  war  das  Gelände
ungezieferfrei!“ Im Dezember 1948, sagte ein Herr Werner Polauke als Vertreter
des „Hauses der Sowjetkultur“, in der Nr. 211, hätten Angestellte des „Hauses für
Sowjetkultur“, gewohnt. Beide Grundstücke am 17. Dezember 1948 geräumt und
eine  Begehung  am 18.  Dezember  durchgeführt.  Neben  Bezirksamtsvertretern
war Dr. Grass und ein Herr Polauke anwesend. 

Zustand nach Besetzung:

Massive Gartenzäune waren abgerissen und durch Lattenzäune ersetzt. Auf der
Nr. 212, war ein 150 m² großer Holzschuppen abgerissen, im Fabrikgebäude eine
stabile  schwere  Holztreppe  herausgenommen.  Neben  Trennwänden  waren
Toiletten-  und  Waschräume  entfernt  worden.  Sämtliche  Sanitäreinrichtungen
hatte man abtransportiert. Die Nr. 211 wurde im Parterre zu einem Laden, damit
verbunden  eine  Teilung  des  Treppenhauses.  Die  Abgrenzungen  in  den
Kellerräumen waren nicht mehr vorhanden. Der Haupteingang des Wohnhauses
wurde bis zur Höhe des Parterrepodestes zugemauert. Man kam nur über den
Hofeingang in die Wohnungen. Für die Parterrewohnung wurde ein Extra-Eingang
eingerichtet.  Überall  fehlten  Türklinken,  Türschlösser,  Lichtschalter.  In  allen
Wohnungen  fehlten  die  Badeöfen  und  Badewannen.  Fast  überall  fehlten  die
Fensterflügel  und  in  der  Wohnung  Parterre  Links  war  der  Zugang  zu  zwei
Zimmern zugemauert. Im Parterre rechts war ein Laden eingerichtet. In der Nr.
212  wurden  8  große  Kessel  und  4  Bratkipper  der  Fernküche  entfernt.  1950
gingen beide Grundstücke in den Staatsbesitz.

SMAD „Technisches Büro des Ministeriums der schwarzen Metallurgie“,
Bornitzstraße 43a, 48 

Besitzer:

1929,  kaufte  der  Steinmetzmeister  Hermann  Blümel  für  88.000,-  RM,  dem
„Ingenieur Menzel“, die Grundstücke Bornitzstraße 43a/48 ab.40 Ein Haus mit mit
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4 Wohnungen, einem Lagerplatz und einer Doppelgarage, eine Fläche von  759
m². In der NS-Zeit wurde Hermann Blümel, im „Stürmer“, der Nummer 30/1938,
wegen „Begünstigung und Geschäftstätigkeit mit Juden“, angeprangert. Wegen
„antinationalsozialistischem  Verhalten“,  entzog  man  ihm  nach  und  nach
Industrieaufträge.  1942  war  er  gezwungen,  sein  Geschäft  als  „ruhend“
anzumelden. 

Zeit der Inanspruchnahme:

Am 15. Juni 1945 wurde sein Grundstück von der Roten Armee beschlagnahmt
und unmittelbar nach deren Abzug, beschlagnahmte am 1. November 1946, das
„Technische  Büro  des  Ministeriums  der  schwarzen  Metallurgie“,  die  beiden
Garagenräume  und  den  Lagerkeller.  Auf  dem  Lagerplatz  waren  Tonnen  und
Fässer  gelagert,  zudem parkten  hier  Lastwagen.  Ein  „Major  Minaeff“,  in  der
Bornitzstraße  43a,  wäre  der  Kommandierende  dieses  „Büros  der  schwarzen
Metallurgie“ gewesen, teilte 1949 Herr Blümel dem Bezirksamt mit.

Blümel  lebte  im  August  1948,  in  Neuwied  am  Rhein,  und  forderte  eine
Entschädigung für seine Mietausfälle, die zum Zeitpunkt bei 21.000,- RM lagen.
Blümel musste Berlin verlassen, als seine Wohnung komplett ausgebombt und
ihm der verbliebene Besitz gestohlen wurde. Der „Überlebenskampf habe ihn an
das Ende seiner Kräfte gebracht“, schrieb er an das Bezirksamt, „er sei finanziell
völlig ruiniert und darüber schwer krank.“

Am 4.  Februar  1949 meldete sich  das Amt für  Kriegsschäden.  Blümel  wurde
mitgeteilt, seine Anträge auf Entschädigung hätte die Kommandantur abgelehnt.
Seine einstigen Wohnungen wären von russischen Offizieren als Privatquartiere
genutzt worden und diese müssten für die Miete aufkommen.

Am 28. April  1949, antwortete Blümel, er habe der Kommandantur Schreiben
zugesandt, nur diese wären nicht zurückgekommen. Am 17. Mai 1949 antwortete
das  Amt  für  Besatzungskosten:  „in  der  43a  habe  sich  keine  Dienststelle  der
sowjetischen  Armee  befunden“,  um  sich  dann  zu  widersprechen:  Eine  Frau
Höhne, die Blümel des Öfteren erwähnte, und die nach seinen Worten für den
Obersten gekocht habe, könne sich nur ungenau an Namen erinnern. Lediglich
ein  Offizier  Perell,  wäre  ihr  geläufig,  zudem  wären  sämtliche  Offiziere  und
Soldaten „sofort nach Russland“ gegangen. Der gesamte Vorgang endet damit,
das  Blümel  keinerlei  Entschädigung  bekam und  die  Besetzung  wahrscheinlich
1949 endete, der Zeitpunkt ist nicht überliefert.

SMAD-Übungsplatz,  Arrestbaracke  –  Koschelgelände  -  verlängerte
Bornitzstraße 



Vorgeschichte:

In den späten 1930er Jahren, sahen Planungen für das Gebiet der „verlängerten
Bornitzstraße“,  große  Bauprojekte  vor,  die  wegen  des  Kriegsbeginns  nicht
verwirklicht  wurden.  Kleingärten  und  Gartenbaubetriebe  waren  an  der
„verlängerten  Bornitzstrasse“,  angesiedelt.  Bis  Herr  Koschel  1936  verstarb,
residierte  der  Gartenbaubetrieb  „Koschel“,  neben  dem  Gelände  der  „Kolonie
Müllers Ruh“. Hedwig Koschel gab den Gartenbau-Betrieb auf, behielt aber die
Fläche in ihrem Besitz. Am 15. September 1942, schloss sie einen Pachtvertrag
mit  Osram.  Dieser  war  über  5  Jahre  vom  4.  Dezember  1942  bis  zum  31.
Dezember 1947, vereinbart. Für das 24.000 m² Grundstück, zahlte Osram eine
Pacht von 9.000,- RM, plus einer erhöhten Grundsteuer. Im Fall, „das wichtige
Gründe vorlagen“, etwa „das Gelände der Bebauung durch Dritte zugeführt wird
oder  zu  städtischen  Zwecken  verwandt  werden  soll,“  war  eine  vorzeitige
Kündigung vorgesehen.41

Osram ließ auf eigene Kosten Baracken für  ein Arbeitslager bauen.  Bulgaren,
Franzosen,  Italiener  und  Ukrainer  waren  hier  mit  Frauen  und  Kindern
untergebracht.  Um das Lager führte  eine 2 Meter  hohe Drahtumzäunung mit
Eisenpfosten. Die Baracken waren aus Kiesbeton gefertigt, sie hatten die Maße
12 x 22 Meter oder 12 x 32 Meter.

Bis März 1945 zahlte Osram regelmäßig für das Grundstück, stellte dann „mit
Rücksicht  auf  die  veränderten  Verhältnisse  infolge  des  Kriegsendes“,  die
Zahlungen ein. 

Schon  am  16.  April  1945,  vereinbarte  der  „Bezirksverband  der  Kleingärtner
Berlin Osten“, in der Möllendorfstraße 111, mit Osram:

„Um  bestes  Gärtnereigelände  vor  der  Verwahrlosung  und  die  anliegenden
Kleingärtner für Plünderer zu schützen, beauftragen wir den Kleingärtner Herrn
Georg  Schulze  Kolonie  Müllers  Ruh  90,  dieses  Gelände  für  Kleingärtnerische
Nutzungszwecke  wieder  herzurichten.  Vereinbart  wird  hiermit,  die  beiden
Massivbaracken für Arbeits-Ausstellungs- und Versammlungszwecken umzubauen
und  das  darum  befindliche  Gelände  für  einen  Schul-  und  Lehrgarten
herzurichten. Alles übrige Gelände wird für Kleingartenparzellen aufgeteilt und so
schnell wie möglich eingezäunt.“

Georg Schulze hatte zudem mit Osram eine Wasserrechnung in Höhe von 118,-
RM offen. In den letzten Kriegswochen war die Wasserzufuhr des Lagers durch
Bombeneinwirkung zerstört  worden. Der Lagerführer bat Schulze,  das Wasser
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aus seiner Leitung nehmen zu dürfen. Schulze ging davon aus,  er würde die
Kosten von Osram zurückbekommen. 

Zeit der Inanspruchnahme:

Ende April 1945 wird das Gelände für einen Fuhrpark für Angehörige der Roten
Armee benutzt und Anfang Juli 1945 freigegeben. Georg Schulze verhandelte nun
mit Osram wegen der Wasserrechnung weiter. Er war einverstanden, die 118,-
RM  nicht  wiederzubekommen  und  im  Gegenzug  „Betonstollen“,  für  eigene
Zwecke ausbauen zu dürfen. Diese „Betonstollen“, waren laut Osram „vor den
Baracken  angelegte  Luftschutzgräben“.  Schulze  sollte  sich  „verpflichten,  das
Gelände wieder ein zu ebenen“. Dem Schulze wurde eine weitere Verpflichtung
aufgetragen:  „Außerdem  werden  Sie  jeden,  der  versucht,  die  Baracken  zu
plündern,  darauf  aufmerksam  machen,  dass  er  strafrechtliche  Verfolgung  zu
gewärtigen  hat,  und  sie  werden  uns  nach  Möglichkeit  die  Namen  der
Betreffenden nennen.“ 42

Am 20. August 1945, teilte das Bezirksamt einem Herrn Schüssler von Osram
mit, daß man „mit den vorgenannten Baracken nichts vorhat. Sie können also
frei über Ihr Gelände verfügen“. 

Auf dem Gelände befanden sich die Fundamente von vier Baracken, dazu kam
eine massive und eine nicht fertiggestellte Baracke. Am 31. August 1945, schloss
Osram mit  Schulze eine „Abrede“:  Schulze sollte  2.000,-  RM zahlen und den
Abriss  wie  die  Beseitigung  aller  Holz-  und  Massivbaracken,  einschließlich  der
Fundamente  „in  eigener  Regie  und  auf  eigene  Kosten“  übernehmen.  Osram
zahlte deshalb die Pacht bis Dezember 1945 weiter.

Anfang Januar 1946, wird das Grundstück erneut beschlagnahmt. 1948 äusserte
sich  Osram dazu:  „Da das russische Militär  den von uns gemieteten  Platz  in
Anspruch nahm, entfiel für uns die Verpflichtung zur Fortzahlung der Pacht. Wir
selbst wurden mit dem Kriegsende fast vollständig demontiert. Unsere Betriebe
kamen  zum Erliegen,  so  dass  wir  auch  aus  diesem Grunde  den  Standpunkt
vertraten, der Vertrag hätte aufgehört“.

Georg  Schulze,  dem  offiziell  die  Baracken  gehören,  darf  auf  Befehl  des
Oberleutnants Griebow diese und das Gelände nicht mehr betreten. Firma Levy
bekommt in der Zeit vom 11. April 1946 bis zum 2. August 1946, Aufträge im
Wert von 39.755,- RM. 

Arrestbaracke:
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Im November 1946, stellt Levy, unter der Nummer 40, eine Rechnung über den
„Ausbau und Umbau der großen Beetenbaracke zum Arrestbau“ aus. Arbeiten im
Wert von 15.982,- RM. Diese „Arrest-Baracke“, hatte die Maße von 12 mal 32
Metern. Firma Levy, baute sie „mit primitiven Mitteln“, wie es in einer späteren
Begehung  hieß,  aus  und  wurde  „für  Angehörige  der  sowjetischen
Besatzungsmacht  genutzt“.  Die  Fenster  waren  mit  starken  Flacheisen  und
Gitterstäben gesichert, die Fensteröffnungen „bis zu 2/3 vollgemauert“. An einer
der fensterlosen Giebelwände, sie war einst die Mittelwand der Baracke, wurde
ein  Anbau  zugefügt,  in  dem  eine  Toilettenanlage  eingerichtet  wurde.  Diese
Giebelwand  war  durch  die  Betonplatten  der  ehemaligen  Splitterschutzwand
verstärkt. Das Gebäude wurde um zwei Schornsteine ergänzt. 43

Übungsgelände:

Franz Protrzeba, ein von den Russen eingesetzter Aufseher, wohnte mit seiner
Frau im vorderen Teil einer zweiten Baracke, deren Rest stark beschädigt war. In
diesem Teil  war das Dach entweder aufgerissen oder die Dachpappe teilweise
entfernt, sämtliche Türen fehlten. Lediglich die Wohnräume des Ehepaars wurden
instandgesetzt.

Firma Levy richtete das Gelände für „sportliche und militärische Übungen“, her.
Die  Truppe  konnte  über  zwei  Schützengräben,  eine  Escaladierwand,  eine
Hausgiebelattrappe und einen provisorischen Drahtverhau verfügen. Eine zweite
Baracke an der Schottstraße/Siegfriedstraße, rüstete Levy zum „Wachlokal“ her.
Hier lag auch der Zugang zum Gelände. Das „Wachlokal“ war lediglich mit Öfen,
einem  Waschraum,  einigen  kleinen  Büros  und  einem  Gemeinschaftsraum
ausgestattet. 

Nach Aussagen von Frau Protrzeba, aus dem Jahr 1950, wurden PKW auf dem
Gelände abgestellt und regelmäßig Übungen abgehalten, eine Aussage, die auch
von  Herrn  Sommer  bestätigt  wurde.  Herr  Sommer  vertrat  seit  1946  die
Interessen  der  Frau  Koschel,  die  ja  offiziell  noch  immer  die  Besitzerin  des
Geländes  war  und  um eine  Entschädigung  für  ihren  Mietausfall  in  Folge  der
Besetzung kämpfte. 

Ende Juli 1948, wurde die „Arrest-Baracke“, freigegeben. Am 31. Juli 1948, sollte
Georg Schulze auf Befehl des SMA die in seinem Besitz befindlichen Baracken an
die Firma Siemens-Plania verkaufen, die dringend Wohnraum für ihre Arbeiter
brauchte. Siemens-Plania, später „VEB Elektrokohle“, durfte allerdings nur 2.000

43  LAB C Rep. 105 Nr. 7827 Rechnung Nr. 40: „Ausbau und Umbau der großen Beetenbaracke zum 
Arrestbau“



m² nutzen, das übrige Gelände, zirka 25.000 m², wurde von der Roten Armee
genutzt.

Weitere Nutzung:

Im September 1948 durfte Schulze und Sommer die ehemalige „Arrest-Baracke“
besichtigen.  Von  den  einstigen  Einrichtungsgegenständen  waren  noch  ein
beschädigter  transportabler  Kachelofen,  eine  beschädigte  Waschanlage  und
zerstörte Klosettbecken übrig, vom Rest fehlte jede Spur.

Am 24. November 1949, schloß Herr Schulze mit Plania einen Pachtvertrag über
4 Parzellen ab: 1. 659/123 - 5.107 m², 2. 614/123 - 5.108 m², 3. 790/123 -
10.212 m², 4. 789/123 - 5.108 m². Die Pacht sollte 10.000,- Mark betragen. 

Am 28. März 1950, fand in Anwesenheit von Leutnant Sigikowski, er war der
Wirtschaftsoffizier  der  Bezirkskommandantur  in  jener Zeit,  und Major  Jeromin
von  Kommandantur  Lichtenberg,  sowie  Herrn  Dolzmann  und  Zweigler,  eine
Besichtigung  des  Geländes  statt.  In  der  Wohnbaracke  lebten  Arbeiter  von
Siemens-Plania, ein Hausmeister – Herr Mais, war hier zuständig. Die Offiziere
erklärten, das bis zum 1. April 1950, „das Terrain bis auf eine Fläche von 3.410
m² längs der nördlichen und östlichen Umzäunung frei gegeben wird“.  Ein Teil
von 234 m Länge,  14 m Breite  und einem 53 m langen und 2,5 m breiten
Zugang  zur  Straße,  durch  einen  Zaun  geschützt,  sollte  weiterhin  von  der
Kommandantur genutzt werden. Das Klettergerüst durfte abgebaut werden. Die
zweite Baracke war weiterhin in Verwendung der Russen, „sie wollten sich noch
nicht  festlegen  über  die  weitere  Verwendung“,  hieß  es  im  Bericht  an  das
Bezirksamt.44

Laut  einer  Bescheinigung,  ausgestellt  von  der  Bezirksabteilung  Finanzen
Haushaltsamt beim Magistrat von Großberlin, wurde der letzte Teil des „Koschel-
Geländes“, am 14. September 1950, freigegeben beziehungsweise von Siemens-
Plania  übernommen.  Bereits  am  28.  November  1949,  schrieb  das  „Amt
Besatzungskosten“, an das Finanzamt Lichtenberg: „Die Bezirkskommandantur
hat die Erstattung des Mietausfalls, der durch die Besetzung der Baracken in der
Zeit vom 1. Januar 1946 bis zum 31. Juli 1948 entstanden ist, abgelehnt.“ 

SMAD-Informationsamt – Finanzamt - Normannenstraße 22

Besitzer:

Das  Grundstück  Normannenstraße  22,  war  ursprünglich  im  Besitz  der
„Märkischen  Scholle  Gemeinnützige  Wohnungs-  und  Siedlungsunternehmen
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GmbH  in  Berlin“.  Gleich  nach  Kriegsende  wurde  es  vom  „Finanzamt  für
Liegenschaften“, treuhänderisch verwaltet. Vorübergehend war hier das Sportamt
Lichtenberg  untergebracht  und  bis  zum  November  1945,  das  Standesamt
Lichtenberg.  Das  Gebäude  wurde  dieser  Zeit  der  „Generalsteuerdirektion“,
zugerechnet. 

Kriminalinspektion Lichtenberg:

Nach einem Bericht vom 7. Juni 1945, saß die „Kriminalinspektion Lichtenberg“,
in der Frankfurter Allee 230. Im September 1945 jedoch in der Normannenstraße
22. Im Juni 1945 erstattete Franz Erdmann, bis zum 26. April 1946, Leiter des
Kriminalkommissariats Lichtenberg, Meldung: „Die Kriminalinspektion als solche
arbeitet  lt.  vorgeschriebener  Dienstanweisung.  Dagegen  sind  die  einzelnen
Revier-Kriminalbüros noch nicht vollständig in Betrieb.“ 45

Franz Erdmann:

Franz Erdmann war von 1921 bis 1933, ein Beamter der „politischen Abteilung
der Kripo“ und „stellte sich nach dem Zusammenbruch der neuen Berliner Polizei
wieder  zur  Verfügung.  Im  April  1946  wurde  er  zum  Leiter  der  Berliner
Kriminalpolizei ernannt. Am 23. September 1948, schied er ‚auf eigenen Wunsch
aus gesundheitlichen Gründen aus dem Dienst der Berliner Polizei‘  aus“. 1948
war  Kriminalkommissar  Dennler  der  Leiter  und  sein  Stellvertreter  der
Kriminalobersekretär Peglau.

Umbauten Polizeiinspektion:

Am 19. November 1945, ging ein Auftrag an die Fa. Gustav Metz, notwendige
Arbeiten  zur  Einrichtung  der  Polizeiinspektion  Lichtenberg  aufzunehmen,
60.000,-  RM  wurden  hierfür  vorgesehen.  Die  geplanten  Bauarbeiten  zur
Polizeiinspektion  begannen  am 13.  Juni  1946.  Aus  einem Kontrollbericht  zur
Pol.Inspek. Lichtenberg an das Polizeipräsidium vom 14. Dezember 1948, geht
hervor: „Das K.K.Lichtenberg ist gemeinsam mit der Pol.Inspektion Lichtenberg
und mehreren Magistratsdienststellen in einem neuen Verwaltungsgebäude in der
Normannenstraße  untergebracht.  Die  Räume  sind  hell  und  sauber.  Es  ist
genügend Raum für die einzelnen Sachbearbeiter vorhanden.“

Tätigkeiten der Polizeiinspektion Lichtenberg Normannenstraße 22:

Etliche  Straftaten,  wie  Schwarzmarkthandel  oder  betrügerische  Geschäfte,  in
denen Angehörige der  Roten Armee verwickelt  waren,  wurden von deutschen
Dienststellen,  entweder  dem  „Kriminalkommissariat  Lichtenberg“  der
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Normannenstraße 22, den Polizeirevieren 251 in der Frankfurter Allee oder 252
der  Möllendorfstraße  verfolgt  und  zur  Weiterbearbeitung  an  die
Bezirkskommandantur  Schottstraße  abgegeben.  „Bandendiebstähle  auf
Güterzügen  und  Kohlendiebstähle“,  gehörten  zum  regen  Tagesgeschäft.  Man
bekämpfte  „jugendliche  Einbrecherbanden,  die  mit  Waffen  Raubüberfälle
durchführten und sich einer fremden Sprache bedienten.“ Besonders waren die
Pol.Stellen  wegen  Durchsuchungen  und  Festnahmen  wegen  auswärtiger
Behörden  und  Dienststellen  ausgelastet.  So  im  nahe  gelegenen
„Heimkehrerlager“. „Seine Insassen konnten als diejenigen festgestellt werden,
die mehrfach Obst-  und Felddiebstähle begangen haben.“ Auf der Frankfurter
Allee  war  ein  Tauschmarkt  eingerichtet,  der  sich  schnell  zu  einem zentralen
Schwarzmarkt entwickelte, meist kamen bis zu 7.000 Personen zusammen. Hier
wurden  immer  wieder  Großrazzien  durchgeführt,  wobei  hunderte  Leute
festgenommen wurden, die allesamt zur Normannen 22 gebracht wurden,.

Zwei  Mordfälle,  wurden  zur  Zeit  der  Beschlagnahmen  von  Rotarmisten  an
deutschen Zivilisten begangen:

Paul Voetke:46

Am 20. Mai 1945, ermittelte der Beamte Pernak vom Polizeirevier 251 in einem
Mordfall,  der  in  der  Umgebung  der  Bezirkskommandantur  auf  dem
Laubengelände „Märtens Ruh“, von Rotarmisten verübt wurde. Ein Paul Voetke,
war 6. Mai 1945 von „einigen russischen Soldaten verhaftet“ worden. Der Grund
soll gewesen sein, das Voetke den russischen Soldaten auf deren Verlangen kein
Brot verabfolgen konnte.“ Voetke kehrte bis zum 20. Mai 1945 nicht wieder zur
Familie zurück, die darauf zur Polizei ging. Der Beamte Pernak suchte die Kolonie
ab und fand den erschossenen Voetke.

Grete Schulz:47

Am 9.  September  1945,  um 12  Uhr  wurde  auf  dem Grundstück  der  Martha
Schulz, auf dem Gelände der Kolonie „Pächterverein“, Parzelle 2300, Laube 33,
Rittergutstraße/Ruschestraße,  die  45-jährige  Grete  Schulz,  von  einem
Rotarmisten  erschossen.  Der  herbeigerufene  Arzt,  Dr.  Schäfer,  aus  der
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Scheffelstr. 43, stellte „einen Tod durch Verbluten“ fest. Die Tote lag ausgestreckt
auf dem Rücken vor einer Bank, die dicht vor der Laube stand.  An der Toten
waren „deutliche Ein- und Ausschusskanäle am Halse festzustellen und in der
näheren Umgebung befinden sich überall Blutspritzer“, notierte Dr. Schäfer und
Kriminalanwärter  Lange  musste  Feststellen:  „Eine  Patronenhülse  konnte  nicht
gefunden  werden!“  Der  Täter  wurde  von  Angehörigen  der  Roten  Armee
festgenommen und zur Kommandantur in der Schottstraße gebracht.  Was war
geschehen? Martha Schulz, die in der Ruschestraße 42 wohnte und Pächterin der
Laube war, wo dieser Mord verübt wurde, sagte aus: 

„Heute, gegen 11 Uhr besuchte mich die geschiedene Frau meines Sohnes, Grete
Schulz,  auf  meinem  Laubengrundstück.  Wir  saßen  beide  im  Garten  vor  der
Laube, als ein Rotarmist und ein russischer Zivilist unseren Garten betraten und
sich zu uns setzten. Beide waren angetrunken. Der Soldat sprach auf die Schulz
ein und der Zivilist sagte mir, daß sein Kamerad eine Frau suche. Ich forderte
beide auf das Grundstück zu verlassen. Sie kamen jedoch meiner Aufforderung
nicht  nach.  Der  Rotarmist  wurde  erregt  und  schimpfte  über  die  SS  und
bezeichnete uns als Faschisten. Und dann erhob der neben der Schulz sitzende
Soldat seinen Karabiner und zielte auf meine Bekannte. Dann ertönte ein Schuss
und die Getroffene erhob sich blutüberströmt, wankte einige Schritte und brach
zusammen. Beide Russen verließen fluchtartig den Garten. Ich begab mich sofort
zum Arzt Fr. Schäfer.“

Um  13.15  Uhr  wurde  Kriminalsekretär  Lange,  vom  „Kriminalkommissariat
Lichtenberg“, in der Normannenstraße 22, zum russischen Staatsanwalt bei der
„Hauptkommandantur Lichtenberg“ in der Schottstraße gebeten. Dort wurde ihm
Folgendes aufgetragen:

„Die Mordkommission ist sofort zu verständigen. Fotografische Aufnahmen der
Leiche und des Tatortes sind von dieser zu fertigen. Die Leiche ist noch heute
zum Leichenschauhaus zu überführen und der Obduktionsbefund bis 21 Uhr auf
der Kommandantur dem Staatsanwalt zu überreichen. Es ist erwünscht, dass sich
diesbezüglich  einer  der  Herren der  Mordkommission mit  dem Staatsanwalt  in
Verbindung setzt. Ferner wurde mitgeteilt, dass der Täter und die Mordwaffe sich
schon bei der Staatsanwaltschaft befänden, so dass Ermittlungen nach dieser
Seite  nicht  mehr  getroffen  zu  werden  brauchen.  Auf  die  Einwendungen  des
Unterzeichneten, dass eine Obduktion der Leiche heute kaum noch möglich wäre,
wurde ihm geantwortet, dass dies unter allen Umständen zu veranlassen wäre
und der Bericht zur festgesetzten Frist dem Staatsanwalt vorliegen müsse.“

Polizeiinspektionen versus Polizeiämter:



Am 4. Oktober 1946 wurde die Anzahl der Berliner Polizeireviere auf 172, die der
Polizeiinspektionen auf 20, die Anzahl der Polizeimitglieder auf 15.000 und die
Zahl derer Hilfskräfte auf 1.600 Personen festgelegt. Im Sommer 1945 wurde
von  der  deutschen  Polizeileitungsebene  die  Einführung  neuer  Polizeiämter
angestrebt.  Ziel  sollte  eine  künftige  dezentrale  und  gewissem  Umfang  eine
demokratische  Polizeiarbeit  sein.  Am 24.  August  1945,  wurde formuliert:  „Es
besteht ein dringendes dienstliches Erfordernis mit Nachdruck in allernächster
Zeit 8 Polizeiämter zu errichten, die zur Erleichterung der öffentlichen Aufgaben
auf  allen  Gebieten,  durch  Dezentralisation  beitragen  sollen.“  Zum  künftigen
Statut hieß es:48 „Die Polizeiämter sind aus dem Polizeipräsidium herausgelegte
selbstständige Dienststellen, die dem Polizeipräsidenten bzw. seinem Vertreter
unmittelbar unterstehen. Die Polizeikräfte bei  den Polizeiämtern verbleiben im
Haushalt des Polizeipräsidiums. Die Abteilungen des Polizeipräsidiums sind nicht
vorgesetzte  Dienststellen  der  Polizeiämter,  doch  sind  zur  Wahrung  der
einheitlichen  Geschäftsführung  alle  Angelegenheiten  grundsätzlicher  oder
allgemeiner Art im Einvernehmen mit der zuständigen Stelle des Präsidiums zu
bearbeiten.“ Am 28. August 1945, wies man auf die historische Bedeutung der
ehemaligen Pol.Ämter hin: „Polizeiämter dienten der besseren und schnelleren
Durchführung von Polizeilichen Aufgaben auf allen Gebieten des persönlichen und
sachlichen  öffentlichen  Lebens.  Sie  waren  eine  Notwendigkeit  sowohl  für  die
städtische  Bevölkerung  als  auch  für  die  Behörden  aller  Art.  Die  Polizeiämter
waren insbesondere dringend erforderlich auch zur Lösung und Förderung aller
Fragen der Wirtschaft und des Verkehrs.“ Gleich nach dem Kriegsende wurde das
Polizeipräsidium, wie auch die Reviere und die Po.Inspektionen aufgebaut. Den
Pol.Inspektionen, kam dabei die Bedeutung übergeordneter Stellen der Reviere
zu. Vom Polizeipräsidium hieß es dazu: „Die behelfsmässige Inanspruchnahme
der  Polizeiinspektionen,  denen  reine  ordnungsspolizeiliche  Aufgaben  zufallen,
kommt dadurch in Fortfall“.  Ein  Vorhaben, das besonders von den westlichen
Alliierten  unterstützt  wurde,  nicht  jedoch von sowjetischer  Seite.  Hinzu  kam:
„Wollte man Friedrichshain zum Polizeiamt Lichtenberg schlagen, dann würde die
Kopfzahl der Einwohner des so kombinierten Polizeiamtes Lichtenberg zu groß
werden“. Die Einwohnerzahl für den künftigen Polizeiamtsbezirk Lichtenberg lag
1946 bei 348.648 Einwohner. Zudem waren keine Räume für das künftige Amt
vorhanden. „Das in Aussicht genommene Amtsgericht am Roedeliusplatz kommt
für die Errichtung eines Polizeiamtes nicht in Frage, da sowohl das Amtsgericht
selbst als auch der Staatsanwalt die noch vorhandenen Räume benötigt.  In dem
Gebäude des Finanzamtes sollen Räume, die der Magistrat Lichtenberg inne hat,
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durch Wiederherstellung des alten Rathauses frei  werden.  Sie  werden restlos
vom Finanzamt benötigt“,49 ergab eine Überprüfung vom 14. September 1945.
Am 17. November 1945, erhob Generaloberst Serow seinen Einspruch gegen die
Einrichtung  der  Pol.Ämter.  Er  sah  hier  eine  Schwächung  der  Aufsichts-  und
Weisungsbefugnisse  des  Polizeipräsidenten,  sowie  eine  Gefährdung  der
Hierarchischen  Polizeistruktur.  Die  allgemeine  politische  Situation  unmittelbar
nach Ende des zweiten Weltkrieges, der zwar bereits spürbare, aber noch nicht
offen ausgetragene Systemkonflikt, der sich auch beim Thema der Polizeiämter
anbahnte, aber auch die erheblichen Probleme, in Berlin wieder ein Zivilleben
aufzubauen,  waren für  die  Alliierten  Ursache,  das  Thema zur  Einführung  der
Polizeiämter  nur  mit  niedriger  Priorität  zu  verfolgen.  Für  künftige  Pol.Ämter
wurden in den Bezirken wenig intakte Gebäude gefunden. Das Lichtenberger Amt
sollte in einer ehemaligen Fabrik in Räumen an der Buchbergerstraße eingerichtet
werden. Doch hier musste man feststellen: „Von Räumlichkeiten im eigentlichen
Sinne  kann  gar  nicht  gesprochen  werden.  Es  gibt  lediglich  eine  Art
Maschinenhalle in halbzerstörten Zustand. Ob sich ein Ausbau überhaupt lohnt,
ist mehr als fraglich.“50 Dieser Umstand wurde zum Zünglein an der Waage, denn
ähnlich  sah  es  an  den  anderen  Standorten  aus.  Aus  „Kostengründen“,
verschwand der Vorschlag zur Einrichtung der Pol.Ämter im März 1946 in den
Schubladen und es blieb beim System der Polizeiinspektionen. 

Nicht akzeptable Leiter der künftigen Polizeiämter:

Für die Pol.Inspektion in der Normannenstraße waren die Auseinandersetzungen
um die Polizeiämter von Bedeutung, als das die Personen, welche die Leitung der
Pol-Ämter  übernehmen  sollten,  aber  auch  jene,  die  Leiter  der  Inspektionen
waren, im Blickpunkt der Alliierten lagen. Nach einer Sitzung zum Thema am 10.
Dezember  1945,  wurde  notiert:  „Die  Polizeiabschnittsleiter  der  Polizeiämter
Pankow  Staimer,  Mitte  Eickemeier,  Lichtenberg  Wittenburg,  wurden  zwar
bestätigt, jedoch die Herren der alliierten Mächte haben Wert darauf gelegt, daß
die Herren Staimer, Eickemeier und Wittenburg, dienstaufsichtsmässig besonders
im Auge zu behalten seien“. Von den westlichen Alliierten wurden die genannten
schon 3. Dezember 1945 als „fachlich nicht genügend vorgebildet“ eingestuft. 51

Akten, Erich Mielke und Dr. Stumm

Am 21. August 1945 wurde Mielke Leiter der Polizeiinspektion Lichtenberg und
blieb es bis  in  den November 1945,  um dann Aufgaben im ZK der  Partei  zu
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übernehmen.  Diese  kurze  Verweilzeit  hing  mit  der  Vergangenheit  von  Mielke
zusammen. 1947, im Rahmen einer internen SED-Ermittlung, wurde notiert: „Der
damaligen Parteileitung der  KPD in der Berliner Polizei  war nur bekannt,  daß
Mielke in Spanien war und in der SU mit großem Erfolg verschiedene Lehrgänge
absolviert  hatte.  Diese  Nachrichten  stammten  von  dem  Genossen  Richard
Stainer, dem Mielke aus Spanien bekannt war. Richard Stainer war durch den
Genossen Franz Dahlem der Berliner Polizei überwiesen worden, um dort eine
Leitende Funktion zu übernehmen. Die von ihm erteilten Auskünfte genügten. Dr.
Stumm zeigte  in  Verbindung  mit  den  Reorganisationsplänen  für  die  Berliner
Polizei Interesse für den Genossen Mielke. Es ist anzunehmen, daß Stumm, der
damals verschiedentlich nach Mielke fragte, Informationen über ihn eingezogen
hat. Stumm versucht, den Lebensweg eines Gegners lückenlos zu überprüfen,
um Angriffspunkte zu finden. Jedenfalls ist  in dieser Zeit ein Fragebogen Mielkes
mit einem Passbild bei der Präsidialabteilung ebenso verschwunden, wie auch die
Fragebogen anderer  leitenden Polizeileute,  die  Mitglieder  der  KPD waren.  Die
Ermittlungen  dürften  verhältnismässig  einfach  gewesen  sein,  weil  Mielke  zu
seiner Mutter nach dem Wedding zog, wo er bis zu seiner Emigration bekannt
war. Es ist wahrscheinlich, daß er alte Freunde wieder getroffen hat, die sein
Vorleben  kannten  und  sicher  auch  darüber  gesprochen  haben.  Die  von  der
Kriminalpolizei durchgeführten Ermittlungen ergaben nach Einsichtnahme in die
Mordkartei und die Akten, daß gegen Mielke ein Haftbefehl  bestand. Aus den
Akten werde eindeutig  bewiesen,  daß Mielke  an  dem Mord  beteiligt  war.  Die
Ermordeten seien keine Nazis gewesen. Eine Abschrift des Urteils liegt in Moabit
und eine weitere Abschrift befindet sich in Privathand in der näheren Umgebung
des Polizeivizepräsidenten.“ 52

Polizeivizepräsident  war  seinerzeit  Dr.  Stumm,  nach  1948  der  Westberliner
Polizeipräsident. SPD-Mitglied Johannes Stumm war 1931 Leiter der Inspektion
„Rechtsradikale Parteien und Organisationen“.  Auch Franz Erdmann, 1945 der
Leiter der Lichtenberger Kriminalinspektion war, kannte Details der Mordsache
Lenk/Anlauf im Zusammenhang Mielke. Erdmann war von 1921 bis 1933 bei der
politischen Polizei tätig. Es wurde von daher viel gemunkelt in der Polizei. Fritz
Michaelis,53 Kommissar  der Verkehrsinspektion Schutzpolizei  und KPD-Mitglied,

52 LAB C Rep. 109 Nr. 569 „Untersuchung gegen Fritz Michaelis“, „Der Fall Erich Mielke
und seine möglichen Auswirkungen“, beides Gesprächsprotokolle

53 lt. Peter Erler: Fritz Michaelis - Geb. 4.1.1897 in Weißensee bei Berlin, Volksschule, Lehre und Arbeit als 
kaufm. Angest.; 1911-1913 Bürobote im Reichspatentamt, 1913-1915 Hilfsarbeiter in d. Reichsdruckerei, 
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Soldat, Jan./Febr. 1919 bei der Freiwilligen Nachrichtenabt. Bug in Brest-Litowsk; 1918-1923 Mitgl. der 



kam deshalb  mit  dem Kommandeur  der  Schutzpolizei  und SPD-Mitglied  Hans
Kanig54 ins Gespräch „ob an diesen Gerüchten etwas dran sei“. Kanig wurde nicht
konkret,  deutete  aber  an,  „Es  könne  hier  zu  sehr  viel  Aufsehen  kommen.“
Richard Staimer empfahl  daraufhin  „Mielke  aus der  Polizei  zu nehmen“.55 Die
Parteileitung  folgte  im  November  1945  dieser  Empfehlung.  Am 1.  Dezember
1945 wird er zum Abteilungsleiter für Polizei und Justiz im ZK der KPD ernannt,
erhält  damit  Zugriff  auf  alle  relevanten  Akten  und  Vorgänge  der  im  Aufbau
begriffenen Berliner Polizei.

Nachspiel

Waren  die  Alliierten  im  Spätsommer  1945  kaum  daran  interessiert  ihre
ideologischen Differenzen besonders hoch kochen zu lassen, so war 1947 diese
Haltung ein Teil der Geschichte. 1947 war der Systemkonflikt voll entbrannt und
in  Berlin  zeichnete  sich  in  ersten  Konturen  die  Teilung  der  Stadt  ab.
Unterstellungen und Beschuldigungen gegen Machtträger beider Seiten gehörten
zum Alltag der Tagespresse. Belastbare Beweise konnte keine Seite vorlegen,
belastende Dokumente waren auf jeder Seite längst „verschwunden“. Als 1947
der  Haftbefehl  gegen  Mielke  wegen  der  Polizistenmorde  am  Bülowplatz  zum

SPD, 1923 ausgetreten, 1926 wieder eingetreten, 1931 erneuter Austritt; 1921-1931 Mitgl. des Preußischen 
Polizeibeamtenverbd., 1926-1928 Betnareckverbandes, nach 1933 der DAF, NSV, ab 12. 9. 1921 bei der 
Schutzpolizei tätig, am 19. 11. 1932 als Polizeioberwachtmeister ausgeschieden; danach Stadtassistent beim 
Magistrat von Groß-Berlin, am 31. 8. 1933 entlassen; dann zeitweilig als Kontrolleur d. Spandauer 
Wachgesellschaft auf d. Berliner Messegelände tätig; verbreitete illegale Materialien d. SPD u. KPD, im 
Nov. 1934 Treffen mit d. Exil-PV d. SPD in Prag, weitere Reisen im Mai, Aug. u. Nov. 1936 u. Frühj. 1937, 
hatte Verbindgen zur KPD, dadurch Reise in d. UdSSR, traf sich in Prag mit Anton Ackermann, hatte 
Kontakte mit Otto Brass u. 1938 mit Hans Seidel; am 10. 10. 1938 verhaftet, in der Gestapo-Zentrale in 
Berlin-Kreuzberg, Prinz-Albrecht-Str. (heute Niederkirchnerstr.), inhaftiert, seit 9. 12.1938 in U-Haft im 
Gerichtsgefängnis in Berlin-Charlottenburg, am 31. 5. 1939 angeklagt u. am 29. 9. 1939 vom VGH wegen 
„Vorbereitung zum Hochverrat“ zu fünf Jahren Zuchthaus verurteilt (Mitangeklagte Karl Siegle, Hans 
Seidel); Strafverbüßg. bis 29. 10. 1943 im Zuchthaus Brandenbg.-Görden, Hamburg-Fuhlsbüttel, 
(Außenarbeitsstele Lager Büchen; Zuchthaus Coswig/Anhalt, anschl. Hausgefängnis der Gestapo Prinz-
Albrecht-Str. bis 7. 5. 1945 im KZ Sachsenhausen u. Mauthausen (Nebenlager Ebensee) inhaftiert. 1945 
Mitgl. der KPD, 1946 der SED, Eintritt in den Polizeidienst, 12. 7. 1945-11. 1. 1946 stellv. Leiter der 
Polizeiabt. im Kommando der Schutzpolizei, 12. 1. -16. 9. 1946 AL der Schutzpolizei in Berlin-Karlshorst, 
17. 9. 1946-31. 1. 1947 Leiter der Verkehrsabt. des Kommandos der Schutzpolizei, ab 1. 9. 1946 
Beförderung zum Kommissar der Schutzpolizei der DVP, am 3.9.1948 verhaftet, U-Haft im zentralen MGB-
Gefängnis Berlin-Hohenschönhausen, 1.8.1949 Überführung in das Gefängnis Nr. 6 in der 
Magdalenenstraße, am 27.8.1949 Fernurteil durch eine Sonderberatung des MGB in Moskau, 25 Jahre 
Besserungsarbeitslager, 1.9.1949 Transport in die Sowjetunion, ab 1.12.49 im Lager Potma, am 23.2.1951 
dort verstorben.

54 Mit Hans Kanig wurde im Januar 1946 ein Sozialdemokrat Kommandeur der Schutzpolizei. Seinerzeit waren

von 8 führenden Positionen des  Kommandos der  Schutzpolizei  6 mit  SPD-Leuten besetzt,  nur  2 von SED-

Mitgliedern. 8 Inspektionsleiter der zentralen Kriminalpolizei gehörten der SPD an.
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Thema wurde,  gehörten diese Vorwürfe für  die  Öffentlichkeit  allenfalls  in  den
Kontext der allgemeinen Ost-West-Propaganda. Belege waren noch vorhanden.
Auf der Ebene der SED-Leitung waren diese öffentlichen Vorgänge damit aber
nicht abgetan. Eine Untersuchung wurde in Gang gesetzt. Leute wie Eickemeier
oder Michaelis wurden zu strengen Verhören vorgeladen. Dabei kam heraus, Fritz
Michaelis sollte im Auftrag des NKWD geheime Ermittlungen vornehmen, wer im
Umkreis des künftigen Ostberliner Polizeipräsidenten Markgraf, ‚sauber‘ war und
wer nicht. Überall wurden Feinde vermutet, jedoch das einzig wirklich wichtige
Ergebnis waren die Vorwürfe gegen Mielke, mußte Michaelis feststellen. Er hatte
auch den Auftrag, den Kommandeur der Schutzpolizei Kanig ‚abzuschöpfen‘, und
verwickelte diesen öfters wie im Fall Mielke in vertrauliche Gespräche, um dessen
Wissenstand einschätzen zu können. 56Daraufhin gab Kanig am 21. Januar 1947
zu Protokoll, „Das er Mielke sehr schätze und nicht glauben kann, dass Mielke
sich dieses Verbrechen schuldig gemacht hat.“ Dennoch gelangten Einzelheiten
zum Fall Mielke an die SPD-Presse. 1948 wurde Hans Kanig aus dem Amt gejagt.
Auch  Franz  Erdmann  gab  1948  aus  ‚persönlichen  Gründen‘  die  Leitung  der
Kriminalpolizei auf. 1949 wurde Fritz Michaelis in die Sowjetunion verbracht.

 Bau-Erweiterungen auf SMAD Befehl:

Im  Sommer  1946  wurden  auf  dem  Gelände  der  Normannenstraße  22
Bauarbeiten im Auftrag der SMAD in Angriff genommen.

Laut  dem  Befehl  „Nr.  127/12“,  ausgestellt  von  der  Kommandantur  in  der
Schottstraße  und  am 8.  August  1946,  vom Major  Mogila  gezeichnet,  sollten
Bauarbeiten im Westflügel des Gebäudes, sowie die „Errichtung von Autogaragen
im  angrenzenden  Grundstück“,  (Anm.  gemeint  war  die  Magdalenenstraße  23)

durchgeführt  werden.  Dafür  lag  ein  Kostenvoranschlag  vom  Lichtenberger
Bauamt  in  Höhe  von  100.971,-  RM,  vor.  Am  14.  August  1946,  erfolgte  ein
dringender Kommandanturauftrag zur Instandsetzung des Gebäudes an das „Amt
für Bau- und Wohnungswesen Lichtenberg“, die damit die Fa. Wilhelm Schulze in
Mahlsdorf  Waldowstraße 38 beauftragte. Am 15.  September 1946,  sollten die
Reparaturarbeiten  beendet  sein  und  am  25.  September  1946,  die  Garagen
fertiggestellt. 

Diese Befehle hatten erhebliche Folgen für das Bezirksamt Lichtenberg, das im
August  1946,  mit  den  Abteilungen  „Arbeitseinsatz,  Handel,  Handwerk,  und
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Industrie, Wohnungsamt, Fahrbereitschaft und Kohlenstelle“, ausziehen musste,
um „bestimmten Dienststellen der SMA“, Platz zu machen.

Das Hauptamt für Kriegsschäden und Besatzungskosten beim Magistrat schrieb
zum Thema am 18. September 1946, an das Bezirksamt Lichtenberg:

„Wir sind damit einverstanden, dass die Kosten für die Anordnung der russischen
Besatzungsmacht  herzurichtenden  Räume  im  Gebäude  der  ehemaligen
Finanzämter und Friedrichshain, Berlin Lichtenberg Normannenstraße 22, in Höhe
von  101.000  RM  einstweilen  beim  Nachweis  der  Nachkriegs-  und
Besatzungskosten (Anhang zum Haushalts-Abschnitt B 93) Teil E Titel II Post 1b
– Instandsetzung und Herrichtung vorhandener Bauten nachgewiesen werden.“57

Ende  September  1946 waren  die  Arbeiten  zum Bau  der  Garagen  noch  nicht
abgeschlossen,  da erst  im Oktober  1946,  präzise  Anweisungen  zum Bau  der
Garagen von der Kommandantur kamen. Eine „Autogarage mit 30 Boxen“, plus
einer  „kleinen  Reparaturwerkstatt“,  „einer  Tankstelle“  und  „einer
Mannschaftsunterkunft“, sollte nun auf dem Gelände der Normannenstraße 22
und  Magdalenenstraße  23,  gebaut  werden.  Für  den  3.  Oktober  1946,  liegen
darüber Rechnungen vor. 

Am 14. Oktober 1946, wurde ein weiterer Antrag auf 75.000,- RM gestellt. In
diesem ist einer Autogarage und einem Bürogebäude die Rede. 

Die Firma „Otto Conrad jun.“, aus Friedrichsfelde Luisenstraße 12, war am 25.
Oktober 1946, mit der „Lieferung und dem Verlegen der Be- und Entwässerung
mit Zubehör“, auf dem Gelände beschäftigt. 

Am  16.  November  1946,  ermächtigte  das  Hauptamt  für  Kriegsschäden  und
Besatzungskosten  beim  Magistrat  das  Bezirksamt  Lichtenberg  noch  einmal
ausdrücklich  zur  „Errichtung  einer  Autogarage  mit  30  Boxen,  einer  kleinen
Reparaturwerkstatt,  einer  Heizungs-  Be-  und  Entwässerungsanlage  und
Instandsetzung  einer  Unterkunftsbaracke  und  einer  Tankstelle  in  Lichtenberg,
Normannenstraße 22, Ausgaben in Höhe von 150.000,- RM“.

Die  Firma  „Wilhelm  Kindt  Zimmerei  und  Baugeschäft“,  in  Mahlsdorf
Lindenhofstraße  62,  legte  am  2.  Mai  1947,  ein  Angebot  an  das  Bauamt
Lichtenberg Abteilung „Kommandanturbau“, zum Bau der Garagen vor. Am 17.
Juni 1948, lagen Kostenvoranschläge für den „Bau eines Müllhäuschens an der
Normannenstraße  22“,  plus  dem  handschriftlichen  Zusatz  „betr.  Grundstück
Magdalenenstr. 23“, vor und des weiteren für den Bau eines Sportplatzes auf
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dem  Gelände  der  Magdalenenstr.  23,  sowie  dem  Bau  „einer  3.000  m²
Betonstraße  für  die  Zufahrtsstraße  und  Garagenhöfe  der
Normannen/Magdalenstraße“.  Die  Autogarage sollte  jetzt  10 Stellplätze haben
und um einen Öllagerschuppen ergänzt werden. Für den 7. September 1948, war
den Bau eines „Autowaschplatzes und einer Reparaturbühne“, vorgesehen.

Nicht nur Garagen sollten auf dem Gelände entstehen, sondern auch Büroräume.

Bauvorhaben SMAD-Informationsamt:

Bezirksbürgermeister  Dr.  Schwenn,  schrieb  am 10.  April  1947 an den Oberst
Tulpanoff - Abteilung für Propaganda - in der Helmutstraße, das Generalmajor
Kotikow  den  „Befehlenden  Wunsch  geäussert  hätte“,58 32  Räume  in  der
Normannenstraße 22 zur Verfügung zu stellen. Daraufhin wurde während einer
Besprechung am 9. April 1947 festgelegt: „Zugunsten der Propagandaabteilung
der  SMA  32  Räume  im  Hause  Normannenstraße  zum  18.  April  1947
freizumachen“, und das Bezirksernährungsamt in andere Räume zu verlagern. An
den Obersten Ssarkissow in der Schottstraße 2, ging ein Schreiben. Laut diesem
wurden im Haus „International“ Frankfurter Allee 181, ein Hotel für russische wie
deutsche Reisende, 9 Räume für das Ernährungsamt reserviert.59

Am 12. April 1947, beauftragte die „Militäreinheit Feldpostnummer 30.560“, das
Bau-  und  Wohnungsamt  Lichtenberg,  Zimmer  in  der  Nomannenstraße  22
instandzusetzen. Vom Leiter der Einheit, Major Loschakow, kam die Anweisung,
Arbeitskräfte  und  Baumaterial  zur  Beschleunigung  dieser  Arbeiten
heranzuziehen. Der Firma Robert Müller,  wurde deshalb am 22. August 1947,
gestattet,  25.000  Stück  Mauersteine  für  das  Bauvorhaben  von  der
„Enttrümmerungsstelle Frankfurter Allee“ zu entnehmen. 

Am 23. Juli 1948, lagen dem „Amt für Kriegsschäden und Besatzungskosten“,
Lichtenberg,  12  Kostenvoranschläge  für  Arbeiten  auf  dem  Gelände  der
Magdalenenstraße  23  vor,  die  als  „Ergänzungsbauten  für  die
Informationsabteilung der SMA“, geführt wurden. 

Am 6. August 1948, präzisierte Major Ulitin, der Leiter des „Informationsbüro der
SMAD in Deutschland“,60 die Forderung nach einem Sportplatz, in dem er um die
Errichtung eines Handballplatzes auf dem Hof des Grundstücks Magdalenenstraße
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23 bat und deutete am 9. August 1948, eine „bauliche Neugestaltung“ auf dem
Gelände an, für die 196.162,75 RM veranschlagt seien. Damit waren gemeint:
eine  Grenzmauer,  ein  Wachhäuschen,  ein  Öllagerschuppen,  eine
Autoreparaturgrube,  ein  Müllhäuschen,  Wagenheber,  Verbrennungsofen.
Zusätzlich sollte eine „Sperrmauer mit einem zweiflügeligen Einfahrtstor aus 30
mm starken gespundeten und gehobelten Brettern“, errichtet werden.

Am 23.  August 1948,  wird innerhalb der  Abschrift  einer  bereits  vorhandenen
Abschrift  zum ersten  Mal  das  „Bürogebäude  der  Informations-Verwaltung  der
SMA  Normannenstraße  22“,  erwähnt.  Major  Ulitin,  ließ  seinen
„Wirtschaftsoffizier“,  gegenüber  dem  Lichtenberger  Bezirkshochbauamt  in
Erscheinung  treten  und  befehlen,  dass  zwar  „anstehende  Bauarbeiten  wegen
stockenden Materiallieferung nicht fertiggestellt werden konnten“, aber „bis zum
Eintreffen der Materialien bis zur Fertigstellung weitergeführt werden müssen.“61

Am 12. November 1948 teilte die „Abteilung Kommandanturaufträge“, beim Amt
für Bau- und Wohnungswesen Bezirksamt Lichtenberg, dem Obersten Mogila mit,
ein  Major  Ponomarew,  war  neben  Mogila  ein  zusätzlicher  Auftraggeber,  man
müsse wegen entstandener Mitteleinschränkungen bestimmte Bauten „stilllegen“.
Es handelte sich um die Magadalenenstraße der Nummern 12 und 14 und der
Alfredstraße  11.  Des  weiteren  wurden  7.500,-  RM  -  dem  Bürogebäude  -
„Informations-Ministerium“  -  gesperrt.  Ebenfalls  5.000,-  RM  für  die
Normannenstraße  23  -  „Garagen  für  das  Informations-Ministerium“.  Das
Lichtenberger  Bauamt  zog  Recherchen  ein  und  gab  der  „Informations-
Verwaltung“, am 16. März 1949, zur Antwort: „Baubefehle aus 1946 ist keine
örtliche sog. Stelle berechtigt zu erneuern. Das kann nur General Kotikoff oder
Major Sorovski“62 

Im Frühjahr zog das MFS in die Normannenstraße 22 ein. Das hatte zur Folge,
dass  die  Volkspolizei-Inspektion  Lichtenberg,  am  13.  September  1950,  ihren
Dienst in der Schottstraße 4 aufnahm. Auch das Finanzamt Lichtenberg verließ
diese Adresse und war Anfang 1951 ebenfalls in der Schottstraße 4 zu erreichen.

„Heimkehrerlager“, - Ruschestraße 32 - 34

Zwangsarbeiter

In  den  Jahren  1942/43  wurden  hier  16  Baracken  für  Belgier,  Franzosen  und
Jugoslawen  im  Auftrag  der  Maschinenfabrik  Streubing  &  Co.,  die  in  der

61  LAB C Rep. 105 Nr. 859

62 Ebend.



Grünberger  Straße 54.  ihren  Sitz  hatte,  gebaut.  Dieses  Arbeitslager  trug  die
Bezeichnung  „Lg  460“.  63Es  gab  eine  Verwaltungs-,  eine  Sanitär-  und
Waschbaracke. Das Lager wurde durch einen Splitterschutzgraben geschützt und
war von einem drei Meter hohen, doppelten Zaun umgeben. Bewacht von 40
Personen, war das Lager für 600 Zwangs-arbeitende Menschen ausgelegt. 

Frau Vandenheede

Wie  viele  Menschen  hier  tatsächlich  untergebracht  und  unter  welchen
Bedingungen, ist weithin offen, zumindest ein Todesfall ist überliefert:

Das Oskar-Ziethen-Krankenhaus meldete am 15. August 1944, den Tod der 39-
jährigen,  aus  Brügge  stammenden  Zwangsarbeiterin  Vandenheede.64 Sie
arbeitete bei Streubing als „Mechanikerin“, ihr Mann Alfons war dort ebenfalls
Mechaniker  eingesetzt.  Ihr Vorname ist  nicht überliefert.  Sie war mit  ihren 2
Kindern und dem Ehemann, im „Lg 460“, untergebracht. Bei ihrer Einlieferung
am 10. August 1944, war zunächst eine „Fleischvergiftung“, diagnostiziert, dann
ihre Leiche zur Untersuchung beschlagnahmt. Am 9. Oktober 1944, waren die
Untersuchungen  abgeschlossen  und  die  Tote  im  Krematorium  Gerichtstraße
eingeäschert. Von der Firma Streubing, ging am 20. Oktober 1944, eine kurze
Meldung an das Arbeitsamt Berlin am Georgenkirchplatz: „Es trifft nicht zu, dass
Frau V. an Fleisch-Vergiftung gestorben ist. Es hat sich herausgestellt, dass Frau
V. an einem Frauenleiden innerlich verblutete.“

Möbelfabrik Biebler

1945  war  die  Möbelfabrik  „Biebler“,  mit  einer  Produktionsstätte  plus  einem
Möbelspeicher  auf  dem  Gelände  tätig.  Die  Möbelfabrik  teilte  sich  die
Grundstücksfläche  mit  dem  „Heimkehrerlager“.  Bezirksrat  Dübel  vom
Gesundheitsamt, beantragte am 4. März 1946, einen Beschluß zur „Erweiterung
des Heimkehrerlagers“, der durch „Einschränkung des Biebler`schen Möbellagers
möglich“,  werden sollte.  Firmen-Inhaber Biebler  stellte  sich  diesem Beschluss
entgegen. Für seinen mit Möbeln vollgestellten Lagerraum fand er keinen neuen
Lagerraum. 65

63 LAB A Rep. 242 Nr. 92 Firmenadresse und Lagerbezeichnung aus: Meldungen an das
Arbeitsamt Berlin Georgenkirchplatz – heute steht auf dem Gelände die Ruine des ehem.
„Hauses der Statistik“ 

64 LAB A Rep. 242 Nr. 92 aus: Meldungen an das Arbeitsamt Berlin Georgenkirchplatz

65 LAB C Rep. 147-02-02 Nr. 024- 034 aus Niederschrift über die Sitzung des Bezirksamtes
am 4. März 1946



Heimkehrerlager

„Weil mit einer großen Zahl von Rückkehrern zu rechnen ist“, laut einem Bericht
vom 7. Januar 1946, hielten sich im Lager Ruschestraße 32, 237 Flüchtlinge auf,
drängte das Amt auf die Freigabe. Im Lager der Ruschestraße 1, wurden täglich
bis zu 600 Soldaten versorgt. Andere Wohn- und Unterkunftsräume waren kaum
vorhanden. Ende Juni 1947, wurde das „Heimkehrerlager“ in der Ruschestraße,
von der russischen Zentralkommandantur als das „einzige Quarantänelager im
russischen  Sektor  wie  der  sowjetische  besetzten  Zone“66 anerkannt,  das  die
zurückflutenden Heimkehrer betreut und auffängt.  Im Lager der „Rückkehrer“
gab es deshalb erhebliche Probleme. 

Sanitäter Adolf Breitenstein

Der Sanitäter Adolf  Breitenstein, war im Flüchtlingslager der Ruschestraße 32
tätig.  Am 13.  September 1945 wurde er  um 18 Uhr 30 beim Diebstahl  vom
Eigentum verstorbener Flüchtlinge ertappt, festgenommen und in die Arrestzelle
des 252. Reviers gesperrt. Breitenstein erhängte sich in der Zelle. 67

Sanitäter Thomas

Bezirksrat Dr. Wittkopp, mahnte, man „müsse vor allen Dingen der Entlausung
besondere Aufmerksamkeit zu schenken, da diese unbedingt verbessert werden
muss.“ 68Für das Heimkehrerlager war der Sanitäter Thomas zuständig. Nur, der
kümmerte sich kaum um die hygienischen Verhältnisse oder die Desinfektion des
Lagers. Er gab Medikamente aus, die nur ausgebildete Kräfte ausgeben durften
und die Gesundheit  der Insassen aufs Schwerste gefährdeten. Im März 1946
litten  30  im  Lager  untergebrachte  Flüchtlinge  an  Krankheiten.  82  weitere
Flüchtlinge  kamen  in  die  Krankenhäuser  und  112  Personen  waren  deren
Familienangehörige, die ebenfalls in Krankenhäusern gepflegt wurden. Am 24.
April 1948 wurde „Sanitäter Thomas“, entlassen. 69

Flüchtlings-Regelungen

Um die Lage in den Rückkehrerlagern etwas zu entschärfen, wurde über dem
Magistratsbeschluss Nr. 449 vom Oktober 1946, die Zuzugsgenehmigungen für

66 LAB C Rep. 147-01 Nr. 11
67  LAB C Rep. 303-09 Nr. 266 Tagesmeldungen der Polizei Inspektion Lichtenberg

68  LAB C Rep. 147-02-02 Nr. 024- 034 aus Niederschrift über die Sitzung des Bezirksamtes
Lichtenberg am 4. März 1946.

69 LAB C Rep. 147-01 Nr. 12 Protokoll vom April 1948 Bezirksamt zum Fall



die Heimkehrer einheitlich geregelt, danach sollten „alle Berliner Heimkehrer, die
aus  der  Kriegsgefangenschaft  kommen  und  von  Berlin  zum  Kriegs-  und
Militärdienst  eingezogen  wurden,  eine  Zuzugsgenehmigung  erhalten  und
Lebensmittelkarten.“  Zuständig  für  den  „Zuzug  nach  Berlin“,  sollte  der
Verwaltungsbezirk sein, „von dem aus der Heimkehrer eingezogen wurde.“ Auch
„Eltern- und Anhanglose, die von Berlin aus eingezogen wurden, sind in Berlin
wieder  aufzunehmen,  und  zwar  von  dem  Bezirk,  von  dem  sie  eingezogen
wurden.“  „Von  einer  besonderen  Quarantäne“,70 sollte  Abstand  genommen
werden,  „wenn  die  Quarantäne  bereits  im  Gefangenen-Entlassungslager
durchgeführt wurde.“ Allerdings mit der deutlichen Einschränkung: „Die örtlichen
Gesundheitsstellen  in  den Verwaltungsbezirken werden angewiesen,  genügend
Maßnahmen  zu  treffen,  um  eine  Einschleppung  von  Seuchenkrankheiten  zu
verhindern.  Nach  der  ärztlichen  Untersuchung  und  Entlausung  erhält  der
Heimkehrer den Gesundheitspass, ohne den er nicht in die Wohnung eingewiesen
werden kann.“ In der Zeit vom 1. Januar 1949 bis zum 25. August 1949 kehrten
558 Heimkehrer nach Lichtenberg wieder. Jeder bekam 100,- RM, berichtete am
24. August 1949, die Abteilung Sozialwesen der Kommandantur Schottstraße.

Warnungen vor den Flüchtlingen

Die Abteilung für Sozialwesen, „Umsiedler u. Heimkehrer“, beim Magistrat von
Groß-Berlin, warnte mit Blick auf das Lichtenberger Lager, am 3. Februar 1947,
vor falschen Heimkehrern: „Immer wieder versuchen asoziale Elemente, in der
abgerissenen Kleidung eines Heimkehrers, bei der Berliner Bevölkerung Geld und
Lebensmittel  zu  erbetteln.  Wir  weisen  nochmals  darauf  hin,  dass  für  die
heimatlosen Heimkehrer, die in Berlin eintreffen, ein Heimkehrerlager in Berlin-
Lichtenberg,  Ruschestraße  1,  eingerichtet  ist,  in  welcher  die  Heimkehrer
mindestens  nach  Lebensmittelkarte  V  verpflegt  werden  und  außerdem  in
geheizten  Räumen  untergebracht  sind.  Wir  bitten  die  Berliner  Bevölkerung  –
insbesondere  die  Hausfrauen  –  jede  Person,  die  vorgibt,  entlassener
Kriegsgefangener zu sein, abzuweisen und an die Adresse des obigen Lagers zu
verweisen.“71

Arbeitsvermittlung für Flüchtlinge

Innerhalb einer Bitte an die Kommandantur, vom 8. September 1948,72 für die
Heimkehrer Kleidung zur Verfügung zu stellen, wird erwähnt, das die Heimkehrer

70  LAB C Rep. 118 Nr. 48 Magistratsmitteilungen

71 Ebend.
72  LAB C Rep. 147-01 Nr. 12 Bezirksbürgermeister an BezirksKommandant



entweder für die Kommandantur tätig waren als Kohlentransporter oder für eine
„Weizenaktion“,  dann  für  Plania  Siemens,  der  Firma  Lade  im  Rahmen  der
„Holzaktion“ und für diverse Baufirmen. Für öffentlichen Ärger sorgten andere
Einsätze. Am 23. März 1948, war ein Waggon mit 979 Care-Paketen auf dem
Anhalter  Bahnhof  angekommen  und  sollte  über  Nacht  bewacht  werden.  Die
Abteilung  „Umsiedler  und  Heimkehrer“,  schickte  nun,  es  waren  die
Osterfeiertage, zwei Insassen als Wachmannschaft zum Anhalter Bahnhof. Wegen
des  Osterfeiertages  und  der  Bestimmung  Güterwagons  innerhalb  von  zwei
Stunden  entladen  zu  müssen,  wurden  zusätzlich  zehn  Männer  aus  der
Ruschestraße zum Anhalter abkommandiert. Es gab drei Transporte, die ebenfalls
von den Männern der Ruschestraße begleitet wurden. Ein großer Teil der Pakete
wurde  in  einer  Garage  abgelegt,  die  ebenfalls  von  zwei  Männern  der
Ruschestraße bewacht. Die Westseite der Verwaltung sah darin eine Verletzung
des Sonntagsarbeitsverbotes,  nur  Polizisten,  aber keine Männer  des Rusches-
Lagers, wären als Aufsichtspersonal berechtigt gewesen.73

Flüchtlinge in den Uranbergbau

Das Lager in der Ruschestraße, geriet 1948 in den Fokus innerberliner kalter
Kriegskontroversen. Noch war die Berliner Verwaltung nicht wie Monate später
geteilt. 

Die  Westberliner,  sozialdemokratisch-nahe  Tageszeitung  „Telegraf“,  berichtete
unter der Überschrift „Zwangsverpflichtungen aus Berlin“, am 14. Februar 1948,
das  die  Unterabteilung  „Umsiedler  und  Heimkehrer“,  des  Dezernates  für
Sozialwesen  beim  Magistrat,  mit  Zuweisungskarten,  die  den  Aufdruck
„Arbeitsverweigerung ist strafbar“ und den Magistratsstempel tragen, ohne die
Mitwirkung  des  Arbeitsamtes,  Heimkehrer  und  Umsiedler  in  den  sächsischen
Erzbergbau vermitteln würde. 

Diese Praxis geschähe auf Anordnung der „Deutschen Verwaltung für Arbeit und
Sozialfürsorge“  der  sowjetischen  Besatzungszone.  81  Umsiedler  und  12
Heimkehrer wären bereits durch Einzelzwangsverpflichtung dem Arbeitsamt Aue
in  Sachsen  als  Uranbergarbeiter  zu  geführt  worden  sein.  „Geschlossene
Transporte“, würden ins sächsische Pirna gehen. SED-Mann Baier, wäre Leiter der
Abteilung  „Umsiedler  und  Heimkehrer“.  „Dieser  habe  scheinbar  noch  nicht
begriffen, dass es in Berlin jetzt nach dem Willen der Berliner und nicht nach den
Weisungen der Zonenverwaltung geht“, heiß es im Artikel vom  „Telegraf“. 

73  LAB C Rep. 118 Nr. 53 aus Mitteilungen Bez.Amt Lichtenberg an den Magistrat v. Mai 1948 Absatz 3



Laut einem Magistratsbeschluss, kamen in das Pirnaer Lager, alle „Personen, die
in Berlin kein Wohnrecht hatten und nicht in Arbeit vermittelt werden konnten“.  

Das Presseamt der Abteilung für Sozialwesen reagierte am 23. Februar 1948 auf
den  Telegraf-Artikel.  Man  wäre  von  der  Überzeugung  ausgegangen,  dass  die
Vermittler lediglich bestrebt waren, die charakterisierten Gruppen, die aus den
Zeitverhältnissen heraus an den Rand des Arbeitsmarktes geraten sind, um jeden
Preis wieder an Arbeit zu gewöhnen und ihnen die Möglichkeit zu geben, sich
wieder herauf zu arbeiten. Wer die Notstände, die zeitweise in unseren Lagern
herrschten, und die zur teilweisen Schließung der Lager geführt hatten, kennt,
wird  den Übergriff  der  Vermittlung entschuldbar  finden.  Selbstverständlich  ist
eine weitere Vermittlung in den Erzbergbau verboten.“ 

Zugegeben wird allerdings: „dieser Umstand, habe dazu geführt, das über das
Lager  in  Lichtenberg  Transporte  direkt  in  den  Uranbergbau  gehen  würden,“
Immerhin hätten sich von 9.000 Personen 81 Flüchtlinge und 12 Heimkehrer
freiwillig  für  den  Erzbergbau  gemeldet.  „Ein  Anreiz  wären  die  günstigen
Arbeitsbedingungen  gewesen,  wie  ein  Privatquartier  statt  Lager,
Schwerstarbeiterkarte statt Flüchtlingsernährung und anderes mehr.“ Diejenigen,
die zwar Arbeit, aber noch keine Wohnung hatten, sollten über Firmen, die jene
Leute beschäftigten, Wohnraum bekommen, Zitat: „Die heimatlosen Heimkehrer,
die  durch  das  Arbeitsamt  nicht  in  Arbeit  vermittelt  werden  können,  werden
periodisch dem für diese Heimkehrer bestimmten Lager in Pirna durch Transporte
zugeleitet.“

Lebensverhältnisse der Flüchtlinge

Laut einem Bericht in der „Täglichen Rundschau“, vom 29. Mai 1948, hielten sich
im Lager 120 Personen auf, das mit Stacheldraht umzäunt war. Offiziell war es
verboten, hier hineinzugehen, es gab eine Wache am Eingang. Schmutzige Bänke
und Betten, doppelstöckige Bettpritschen mit strohgefüllten Papiersackauflagen
ohne Decken. Zum Essen gab es eine dünne Wassersuppe mit Grütze am Tag als
einzige Mahlzeit. Es gab weder Seife noch Streichhölzer. Wer bei Plania-Siemens
in Lichtenberg arbeitete, erhielt die Karte 1, wer krank war, wurde sofort auf die
magere Karte 3 gesetzt. Viele Insassen waren seit Monaten in dem Lager. Laut
dem Lagerleiter waren diese zu 80 Prozent „Asoziale, die alles stehlen würden
und von 30 Kranken wären 28 Drückeberger, die sofort vom Lagerarzt wieder in
Arbeit gesetzt würden.“ Mit dem Ernährungsamt Lichtenberg habe er vereinbart,
„alle Kranken sofort auf die niedrigste Ernährungsstufe zu setzen.“  Journalisten
der  „Täglichen  Rundschau“,  besuchten  am 1.  Juli  1948  erneut  das  Lager.  Es
bestand aus zwei Baracken, die nicht alle von Heimkehrern belegt waren. Auf



jeden Fall war die „Querbaracke“ in der Hauptsache von Heimkehrern belegt und
sehr unsauber, eine andere wurde renoviert. Diese war zum Zeitpunkt mit 100
Personen  belegt.  Zum  Ensemble  gehörte  eine  kleine  Tischlerwerkstatt,  dort
arbeiteten 2 Männer, die Tische und Bänke herrichteten. Schränke fehlten und
sollten aus anderen Lagern aus dem Bezirk wie auch aus der amerikanischen
Zone herbeigeschafft werden.  

Übergänge

Im  Mai  1949  sollte  das  Lager  geschlossen  werden,  es  war  zwischendurch
geräumt  worden,  jedoch,  im  Rahmen  einer  außerordentlichen  Sitzung  des
Bezirksamtes,  wurde  beschlossen,  „das  Heimkehrerlager  muss  weiter  vom
Bezirksamt verwaltet werden. Einweisungen erfolgen ab dem 15. Mai 1949 durch
das Hauptsozialamt.  Für  die  völlige Instandsetzung des Lagers ist  jedoch ein
unverhältnismäßig hoher Betrag erforderlich.“ 

Die  Bezirksräte  Graeber  und  Kant,  sprachen  sich  „gegen  irgendwelche
Baumaßnahmen  und  die  weitere  Investierung  von  Mitteln“,  aus.  Der
Bezirksbürgermeister  Schalkowski,  sagte,  es müsse „auf  jeden Fall  verhindert
werden, dass die ständigen Bewohner des Plaza-Bunkers nun nach Lichtenberg
kommen“.  (Anm.  Der  „Plaza-Bunker“,  in  Friedrichshain,  unweit  vom  Schlesischen
Bahnhof, war eine stadtbekannte Adresse für Menschen, die infolge von Flucht, Kriegs-
und Lagertraumata, aus der Bahn eines bürgerlichen Lebens geworfen worden waren)  

Das Bezirksamt kam zu der Meinung, aufgrund des sehr schlechten baulichen
Zustandes  des Lagers  wäre  jede  Investierung  von  Mitteln  zum Wiederaufbau
abzulehnen und seine endgültige Auflösung zu erreichen. Das Heim wurde nicht
aufgelöst, sondern weiterhin benötigt, wie aus dem Sitzungsprotokoll  vom 26.
Juli  195274 des  Bezirksamtes  hervorgeht.  Es  wurden  für  Plätze  für  400
Kleinstkinder gesucht, die dort einquartiert werden sollten, jedoch war das Heim
noch als „Wohnheim für Obdachlose“ in Benutzung. 6 Baracken standen nach
einem  Grundsrißplan  vom  3.  September  1952,  auf  dem  Gelände  von  der
Ruschestraße. Von dieser führte eine gepflasterte Zufahrt direkt auf das Gelände.
Die Schmalseite des Lagers war zur Ruschestraße gerichtet, das Barackengelände
führte in die Tiefe des Grundstücks,  das einerseits  an den Hendrichplatz  und
anderseits die Rutnickstraße grenzte.

Eine Schließung auf Anweisung des Haupt-Sozialamtes war zum 31. Juli  1952
geplant. Im Fall einer Nachnutzung, sollte das Heim „grundbuchamtlich“, beim
Sozialamt  verbleiben.  Dagegen  wehrte  sich  das  Amt  und  schlug  vor,  das
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Bezirksamt Lichtenberg als Eigentümer grundbuchamtlich einzutragen, um den
Weg freizumachen für die HO – „Handelsorganisation“, die „das Grundstück für
ihre Zwecke verwenden möchte.“ 

Diese Anregung wurde umgesetzt, wie aus einem Protokoll der 79. Ratssitzung
vom 7. Dezember 1954, deutlich wird. Die Verwaltung und der Kreisbetrieb HO
Lebensmittel,  war  bis  1952,  in  einer  Holzbaracke  an  der  Stalinallee  410
untergebracht,  da  der  Platzbedarf  von  Verwaltung  und  Betrieb  stieg  und  die
Holzbaracke  zu  eng  war,  zog  man  im  August  1952  das  freigewordene
„Wohnheim“ um. Nach der Verordnung über die „Verbesserung der Lebenshaltung
der Arbeiter und der Rechte der Gewerkschaften“, vom 10. Dezember 1953, war
es nicht mehr statthaft dort zu bleiben, und der Betrieb ging in die Räume der
„DHZ Zellstoffe und Papier – Graphischer Bedarf“, in der  Einbeckerstraße. 75

Abriss und Neubauten

1955 standen immer noch die Baracken auf dem Gelände. Jetzt beantragte das
MFS beim Bauamt Lichtenberg, auf dem Gelände der Ruschestraße 32-34, ein
dreigeschossiges  Wohnhaus  für  400  Wohneinheiten,  ein  Ledigenheim für  150
Personen und eine 3 geschossige Bebauung plus einem Kinderwochenheim für 60
Kinder und einer Kinderkrippe. Dieser Entwurf wurde aber aufgegeben und dafür
zwei  Wohnblöcke vorgesehen, einer  für 60 Wohneinheiten,  der  andere für 40
Wohneinheiten.  Zur  Ruschestraße  sollte  es  noch  ein  kleines  Gebäude  für  8
Wohneinheiten  geben,  in  dem 3  Läden  für  Obst,  Gemüse  und  Fleischhandel
vorgesehen waren. Den Wohnblöcken gegenüber war eine Gartenfläche mit 20
Bäumen  geplant.  Die  Wohnblöcke  sollten  an  den  Hendrichplatz  gelehnt  sein.
1956 wurde mit dem Bau begonnen und 1957 abgeschlossen.76 Nach der Wende
modernisiert sind sie heute noch vorhanden.

Neben dem deutschen Heimkehrerlager wurden 1947 einige andere Baracken auf
dem Gelände von der polnischen Militärmission genutzt.

Polnisches „Rückkehrerlager“ - Ruschestraße 32 -34

Polnische Soldaten, die von westlichen Kriegsschauplätzen Heimkehren wollten,
aber auch polnische Bürger, die aus ihrer Heimat verschleppt waren, sollten im
Herbst  1946  in  einem  ehemaligen  Lager  der  Organisation  Todt,  in  Berlin-
Kaulsdorf, Hönover- Ecke Hellerdorferstrasse, gesammelt werden, um von dort

75  LAB C Rep. 147-02-02 Nr. 0291 – 0301 aus Protokoll der 79. Ratssitzung vom 7. Dezember 1954
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nach Polen zurückzureisen. Hierfür waren umfangreiche Bauarbeiten nötig und
wurden bis Anfang Februar 1947 fortgesetzt, dann aber abgebrochen. 

SED-Schulungslager

Der Grund dafür war, hier sollte ein SED-Schulungslager entstehen. Wegen der
Einrichtung  des  Schulungslagers  mahnte  die  CDU-Fraktion  an:  Ist  diese
Maßnahme bei der jetzigen großen Wohnungsnot zu verantworten? Mehr als 100
Familien könnten dort ein Obdach mit einem kleinen Gemüsegarten finden, deren
Bedürfnis bestimmt zuerst zu befrieden wären“.77

Umzug in die Ruschestraße

Daraufhin  musste  das  „polnische  Rückkehrerlager“,  in  die  Baracken  der
Ruschestraße 32- 34 umziehen und am 19. Mai 1947 wurde von der russischen
Zentralkommandantur der Befehl erteilt,  das Lager in der Ruschestraße 1 der
polnischen Mission zu übergeben. Am 16. Juni 1947, übernahm „Kapitän Richter
Lichnowowicz“, von der polnischen Mission die Leitung des Lagers.78

Widerstand

Allerdings  nicht  nur  wegen  des  Lagers  in  Kaulsdorf  und  deren  künftiger
Verwendung gab es Ärger,  auch wegen der  Verwendung der  Baracken in  der
Ruschestraße.  Am  7.  Juni  1947,  wurde  wegen  der  „Beschlagnahme  des
Heimkehrerlagers Ruschestraße 1“, die Kommandantur angesprochen und darauf
hingewiesen,  das   ‚Heimkehrerlager‘,  wäre  „zum größten  Teil  aus  freiwilligen
Spenden der antifaschistischen Parteien entstanden“ und „für die darin betreuten
Menschen  von  großer  moralischer  und  praktischer  Bedeutung.  In  Anbetracht
dessen wäre es ein  das  Vertrauen zutiefst  erschütterndes Ereignis,  wenn das
Gerücht  sich  bestätigen  würde,  daß  dieses  Lager  von  der  polnischen
Militärmission  zugunsten  der  zu  repatriierenden  polnischen  Rückwanderer
beschlagnahmt wird.“ 79

Hinzu kam, für „kälteleidende Lichtenberger“, wurden „Ausweichplätze“ gesucht
Notgedrungen  fanden  im  Winter  1946  im  Heimkehrerlager  30  Lichtenberger
Einwohner  Zuflucht  vor  der  Kälte.  Am  22.  September  1947,  kam  das
Lichtenberger Bezirksamt zu dem Ergebnis: „Das Heimkehrerlager Ruschestraße
1  ist  jetzt  durch  Polen  besetzt  und  die  Heimkehrer  von  dort  in  dem Lager
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Ruschestraße 32, untergebracht, so dass die beiden Lager für eine Benutzung
nicht mehr infrage kommen.“ Das Heimkehrerlager in der Nummer 3 unterstand
dem Bezirksbürgermeister und dem Dezernenten für Sozialwesen in Lichtenberg,
das Lager der Nummer 1 jedoch der polnischen Militärmission. 80

Georg Swistly

Das es nicht nur um die Rückführung von polnischen Bürgern, sondern auch um
Überführungen  von  Personen  ging,  ist  im  Fall  des  7-jährigen  Georg  Swistly,
dokumentiert.81 Am 27. Mai 1948, wandte sich das Jugendamt vom Bezirksamt
Prenzlauer Berg, an die Oberbürgermeisterin Louise Schroeder. „Unvorgeladen“,
war  ein  Herr  Reinicke  mit  seiner  Ehefrau  Margarete,  sie  wohnten  in  der
Marienburgerstraße 4 und legten ein Schreiben des Hauptjugendamtes vom 5.
Mai  1948  vor.  Das  Kind  Georg  Swiatly,  sollte  auf  Anweisung  der  Konsular-
Abteilung der polnischen Militärmission in Berlin, nach Polen repatriiert werden.
Und müsse deshalb am 27. Mai 1948 zum polnischen Lager in Berlin-Lichtenberg
Ruschestraße  1  gebracht  werden“.  Herr  Reinicke  war  in  Polen  als  Soldat
stationiert  und  unterhielt  eine  Liebesbeziehung  zur  Frau  Viktoria  Swiatly.  In
deren  Folge  wurde  Georg  Swiatly  1940  in  Kolmar,  ehemaliges  Warthegau,
geboren. 1942 erschien Viktoria Swiatly in Berlin und gab der Ehefrau des Herrn
Reinicke das Kind mit der Bemerkung, sie wäre nicht in  der Lage, für den Jungen
zu sorgen. Da ihr Ehemann ja der Vater wäre, solle er oder sie sich um den
Jungen kümmern. Margarete Reinicke hatte Verständnis für die Lage der Mutter
und übernahm die Erziehung es Jungen. Als ihr Mann Emil aus dem Krieg nach
Berlin zurück kam, pflegten sie den Georg wie das eigene Kind und wollten ihn
adoptieren. Allerdings lehnte das der Kammergerichtspräsident auf Antrag einer
„Order  der  Administration  des  Militärkommandanten  des  Sowjetischen-
Besatzungssektors der Stadt Berlin“ vom 27. Februar 1948 ab. Als nun im Mai
1948, der nun 8 Jahre alte Georg erfuhr, Margarete und Emil  sind überhaupt
nicht  seine  Eltern,  wurde  das  für  ihn  zum  Trauma.  Heimlich  verließ  er  die
Wohnung mit unbekanntem Ziel, auch der Aufenthaltsort seiner leiblichen Mutter
war unbekannt. Wie sich dieser Fall weiterentwickelte wurde nicht überliefert.

Auflösung des Lagers

Innerhalb  der  2.  Arbeitsbesprechung  beim  Bezirksamt  Lichtenberg  vom  27.
Januar 1951, wurde unter dem Tagesordnungspunkt 1.1 festgestellt: „Gebäude
Ruschestraße Ecke Stalinallee. Das Grundstück ist Eigentum der Stadt Berlin und
wird  von  der  polnischen  Botschaft  als  Durchgangslager  genutzt.  Durch  den
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Oberbürgermeister  wurde  dem  Bezirksamt  auf  Anfrage  mitgeteilt,  dass  das
Grundstück zum 15. Februar 1951 durch die polnische Botschaft geräumt werde.
Es  bestehe  der  Plan,  dieses  Gebäude  als  „Haus  der  Freundschaft“  der
Gesellschaft für deutsch-sowjetische Freundschaft zur Verfügung zu stellen. Die
obere Etage könnte evtl. durch die FDJ ausgebaut und genutzt werden.“


